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Gin Antrag der SPD-, die durch das Landesjugeud-
amt veranlaßte Betreuung der erwerbslosen Jugend¬
lichen in den Kommunen nach den bescheidenen An¬
fangserfolgen weiter zu dotieren mit 100 000 RM und
sie den Positionen 12 bis 20 des sachlichen Bedürfnisses
für Denkmalpflegezn entnehmen. Geht an Fachaus¬
schuß I und IV.

Antrag der SPD. auf Verkürzung der Arbeitszeit
und Einführung der allgemeinen Arbeitszeit auf
40 Stunden. Geht an FachausschußI.

Gin Antrag der SPD.: Sämtliche Beamte der
Provinzialverwaltung müssen mit Vollendung des
65. Lebensjahres in den Ruhestand treten. (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Lcy: Herr Gerlach kann schuu früher
abgehen!) Eine Verlängerung findet nicht mehr statt.
Geht an FachausschußI.

Endlich eine Eingabe des Allgemeinen Deutschen
Beamtenbundes, Ortsgruppe Düsseldorf, betr. An-
gleichung der Besoldung der Verwaltuugssckretärc bei
der PruUiuzialvcrwaltuug an die Besoldung der Vcr-
waltungsobersckretäre. Diese Gingabc kann nicht mehr
berücksichtigt werden, weil nach ß 13 der Geschäftsord¬
nung Eiugaben nur verhandelt werden können, wenn
sie spätestens zwei Tage vor der Gröffnuug des Pro-
uinzillllandtagcs eingegangen sind. Diese Voraussetzung
trifft auf diese Eingabe nicht zu.

Meine Dame» und Herren! Die Provinz Ober¬
schlesien feiert in diesen Tagen die Wiederkehr des
Tages, an dem vor zehn Jahren die Abstimmung in
Oberschlesicnvorgenommen wurde. Mit Recht begeht
die Provinz diesen für die Provinz ruhmreichen Gr-
inncrungstag. Im ganzen deutschen Vatcrlnnde nehmen
wir mit großer Sympathie an den Sorgen und Leiden,
aber auch an der wackeren Haltung der Oberschlcsier An¬
teil. (Zuruf ciues Natioualsozialistcu: vou Oberleut¬
nant Schulz!) Deshalb möchte ich vorschlagen,daß wir
hier von unserem Provinziallandtag ans dem Herrn
Landeshauptmann von Oberschlesien ein Telegramm
etwa folgenden Inhalts schicken,das der Aeltestenrat
auch gebilligt hat:

„Landeshauptmann Wuschet, Ratibor.

Der Provinziallandtag der Rheinprovinz gedenkt
bei seinem heutigen Zusammentreten des ruhmvollen
Abstimmnngstllges, dessen zehnjährigeWiederkehr Ober¬
schlesien in stolzer Erinnerung begeht. In neuer Not
des Vaterlandes wollen wir an Oder und Rhein treu
und stark zur deutschenSache stehen." (Beifall.)

Ich stelle fest, daß Sie mit der Absendung dieses
Telegramms einverstanden sind.

Nun, meine Damen uud Herreu, schlägt der Aeltesten¬
rat Ihnen vor, jetzt eine kurze Pause eintreten zu
lassen und uns auf Punkt 3 Uhr zu vertage», um dann
die Etatsrede des Herrn Landeshauptmanns zn hören.
Er schlägt Ihnen ferner vor, nach der Anhörung dieser
Gtatsrcdc des Herrn Landeshauptmanns uns zu ver¬
tagen, damit eventuell die Fraktionen noch die Möglich¬
keit haben, zu der Vtatsrede des Herru Landeshaupt¬
manns Stellung zu nehmen, dann morgen früh um
10 Uhr, nachdemdie sonstigen Gingänge erledigt sind
und der Antrag des Wahlprüfnngsausschusscs gehört
worden ist, in die Beratung der Haushaltspläne und
der damit in Verbindung stehendenLandtagsvorlagen
einzutreten.

Er schlägt Ihnen ferner vor, wie auch in den ver¬
gangenen Jahren die Redezeit zu begrenzen, uud zwar
bei jeder Fraktion auf 1^ Stunden. Diese 1^ Stunden
können von einem oder mehreren Rednern bcstritten
werden, brauchen aber nicht bcstritten zn werden. Die
Reihenfolge würde nach der Stärke der Fraktionen fest¬
zulegen sein, falls nicht eine anderweitige Verstän¬
digung zustande kommt.

Dieser Vorschlag des Aeltestenrats bedarf der Zu¬
stimmung von drei Viertel der Mitglieder des Hauses.
Ich bitte also diejenigen, die für den Antrag des
Aeltestenrats sind, die Redezeit auf 1^ Stunden bei
den Etatsberatnngen zu beschränken,sich zu erheben.
Die nötige Mehrheit ist vorhanden. Es ist so beschlossen.

Da sich ei» Widerspruch gegcu deu Vorschlag, jetzt
eine Vertagung eintreten zu lassen, nicht erhebt, bitte
ich nunmehr, sich um 3 Uhr pünktlich hier wieder ein-
zufiudcu.

(Schluß l3 Uhr 55 Minuteu.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,Montag, den 23. März 1931.

(Beginn: 15 Uhr 10 Minuten.)

Vorsitzender Dr. Zaires: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Darf ich bitten, Platz zu nehmen und die
Türen zu schließen.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Nohl:

Abgeordneter Nohl: Die kommunistische Fraktion
hat zu dem eben beschlossenenTelegramm in der Ober¬
schlesien-Fragezu erklären, daß sie bereits im Aeltesten¬
rat es abgelehnt hat, für die Absendung dieses Tele¬
gramms zu stimme». Sie erklärt das hier im Plenum
nochmals ausdrücklich.

Vorsitzender l)i>. Iarres: Das war nicht zur
Geschäftsordnung.

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horion: Meine sehr ver¬

ehrten Damen und Herren! Ich habe in de» neun
Jahren, in denen ich alljährlich an dieser Stelle die
Ghre habe, dem Provinziallandtag die Lage der
rheinischenProvinzialverwaltung und den Haushalts¬
plan darzulegen, Wohl schon manches Mal mit ernster
Sorge sprechen müssen, denn an dieser Stelle ist an
uns vorübergezogen die schwere Zeit des Ruhrkampfes
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und der Inflation, und dann kam die Zeit der Schein¬
blüte der Jahre 1926/29, die vielleicht ebenso schlimm
und gefährlich waren, in der man nur immer und
immer wieder warnen konnte uni> in der, wie alle,
die damals schon dem Landtag angehörten, wissen,
meine Hauptaufgabe in den Debatten des Landtages
darin bestand, abzuwehren und zu bremsen gegenüber
Wünschen nach neuen Ausgaben und nach Ueber¬
nahme neuer Aufgaben, die anscheinendalle aus dem
unerschöpflichscheinendenTopf öffentlicher Gelder zu
befriedigen waren. (Hört, hört! rechts.) Aber schon
im vorigen Jahre habe ich an dieser Stelle dargelegt,
daß das Bild, das ich von der wirtschaftlichenLage
zeichnen könne, von einer bedauerlichen Klarheit und
Einfachheit sei. Während es früher angebracht war,
günstige und ungünstige Momente gegeneinander ab¬
zuwägen und hinterher einen Durchschnitt zu suchen,
sahen wir schon damals nach allen Seiten nur Rück¬
gang bis zum völligen Znsammenbruch. Aber auch die
schwärzestenvorjährigen Befürchtungen sind sicherlich
bei uns allen übertroffen worden durch das Trümmer¬
feld, vor dem wir heute stehen, und Sie werden mir
deshalb glauben, daß ich in all der Zeit noch niemals
mit schwereremHerzen an diese Stelle getreten bin
als in diesem Jahre, und zwar trotzdem oder vielleicht
geradezu, weil ich hier in der Lage bin, einen, wenn
auch mit Mühe in Einnahme und Ausgabe ausge¬
glichenen Haushaltsplan der Provinzialverwaltung vor¬
zulegen. Denn ich bin mir Wohl bewußt, einmal, daß
das im wesentlichen nicht das Verdienst der Pro¬
vinzialverwaltung ist. Es liegt begründet in einer
für die Provinz glücklichen Gesetzgebung,die im Jahre
1926 die Erwerbsloscufürsorge von den Provinzialver-
waltungen loslöste, und es liegt darin begründet, daß
der Provinzialverwaltung und insbesondere der
rheinischen Provinzialverwaltung aus mancherlei
Gründen von den über und unter ihr stehenden
Stellen in bezug auf die kostspieligeBetätigung an
großen Projekten Schranken gezogenwurden. — Diese
schönen Verwaltuugsaufgabeu wollte man lieber sich
selbst vorbehalten. — Gs liegt aber auch zum Teil in
einer bewußten Zurückhaltung der Provinzialverwal¬
tung begründet. Als einfaches Beispiel möchte ich
dafür nur anführen, daß wir bei der Provinzialver¬
waltung der Kinderhcimgründungsepidcmie, die in
den Jahren 1926/29 bei den Stadt- und Landkreisen
grassierte und heute cm so vielen Stellen finanzielle
Sorgen macht, nicht angesteckt worden sind, trotzdem
es bei dem Aufgabentreis der Provinzialverwaltung
sehr nahe gelegen hätte, sich auch auf diesem inter¬
essantenund schönen Gebiete zu betätigen. Ich bin mir
auch ferner Wohl bewußt, daß der ausgeglicheneHaus¬
haltsplan für die Gesamtlage des Provinzialvcrbandes
nichts beweist, denn der Provinzialverbaud ist kein
selbständiges, in der Luft schwebendes Gebilde, er ist
getragen und ist auf Gedeih und Verderb verbunden
mit der wirtschaftlichenLage der ganzen rheinischen
Bevölkerung und vor allem mit der finanziellen Lage
der Kommunen und Kommnnalverbände der Stadt-
und Landkreise. Wie es aber in dieser Hinsicht bei
diesen Stellen in der Rheinprovinz aussieht, darüber
brauche ich eigentlich kaum etwas zu sagen. Der Herr
Oberpräsidcnt hat ja heute morgen in seiner Er¬
öffnungsrede in dieser Hinsicht markante Zahlen an¬
geführt.

Was für Folgen sich aus der Lage der Privatwirt¬
schaft für die öffentliche Wirtschaft der Kommunen,vor
allem der Stadt- nnd Landkreise ergeben, das zeigen
überall die Gtntsberatungen der letzten Wochenin den
zuständigen Körperschaften.

Die erste Frage, die angesichtsdieser katastrophalen
Lage gestellt werden tonnte, ist die: Kann nicht die
Provinz der Notlage der engeren Kommnnalverbände
abhelfen? Diese Frage ist in jeder Hinsicht zu ver¬
neinen. Der Provinz fehlen die Mittel dnzn, diemüPe
sie erst den engeren Koinniunnlvcrbäuden wieder selbst
abnehme». Diese Selbstverständlichkeitmuß ich doch an
dieser Stelle betonen, denn manche Anträge, die au die
Verwaltung gclaugcu, scheinen von dem Gedanken aus¬
zugehen, als ob hier die Quelle für die Hilfe in der
Notlage der Gemeinden wäre. In Wirklichkeitliegt die
Sache so: Den Schlüssel zu dem großen Geldschrauk,
soweit überhaupt noch etwas darin ist, hat das Reich
und hat mit Recht das Reich, uud »ur über das ganze
Reich hin kann ein Ausgleich der Ucrschicdeueu Schwere
der Not uud auch eine Hilfe für die Not im allgemeinen
gefunden werden. Einen Schlüssel zn einem kleineren
Gcldschrank,ans dem, wenn auch nicht systematisch nud
dauernd, so doch wenigstens in der augenblicklichen
dringenden Not vorübergehend geholfen werden kann,
hat dank seiner Hilfsmittel uud seiner relativ günsti¬
geren Finanzlage auch der Preußische Staat. Daß das
Reich und Preußeu für die cugereu Bezirke die Ver¬
pflichtung zur Hilfe iu außergewöhnlichenNotständen
haben, das ist jn vor allem auch vom Reich in den
letzten Monaten in besonders feierlicher Weise aner¬
kannt worden durch die Hilfeleistung für die uotleideu-
den Ostprovinzen in der Form der Osthilfe. Diese mit
mehreren hundert Milliouru bis allmählich zu ciuer
Milliarde dotierte Osthilfe ist aber eine Maßnahme, die
von großer Bedeutung auch für den Westen unseres
Vaterlandes ist, uud darum darf auch au dieser Stelle
eiu Wort darüber gesagt werde». Die Bedeutung für
den Westen ist ganz gewiß in erster Linie eine nationale;
die Erhaltung des deutscheuOsteus in wirtschaftlicher
und nationaler Hinsicht ist die Voraussetzung für die
Erhaltung des Deutscheu Reiches (Zuruf des Abge¬
ordneten Riegel: Die Furcht vor dem Bolschewismus!)
uud damit auch für nnsere Westdeutsche wirtschaftliche
und nationale Existenz. Daher sind auch aus dem
Westen nnd ans der Rhcinprovinz gegen die Osthilfe
keine grundsätzlichenEinwendungen erhoben worden;
im Gegenteil hat der Vertreter der Rheinprovinz im
Reichsrat, Herr l>. Hamachcr, au dem Zustande¬
kommen wesentlichmitgewirkt. Aber wir dürfen doch
auch die zweite Nedeutuug für deu Westen nicht über¬
sehen. Wie ich schon im vorige» Jahre sagte, ist die
Osthilfe auch eiu Transferproblem, das heißt das
Problem, iu welchem Maße es nugäugig ist, die Mittel
des Westens nach dem Osten zu überführen, ohne dabei
doch einmal die Grenze zu überschreiten,wo der Wirt¬
schaft des Wcstcus selbst dadurch das Blut entzogen
wird, um weiterleben zu könueu. (Zuruf eiues natio¬
nalsozialistischenAbgeordneten: Als wenn überhaupt
uuch Blut da wäre! Autwort des Abgeordueten vr.
Leh: Sehr richtig!) Denn anch unser Westen und vor
allem unsere Nheinproviuz sind, wie heute morgen der
Herr Obcrpräsident schon hervorgehoben hat, jetzt ein
Notstandsgebiet ungeheure» Ausmaßes, und nimmt
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man die Not des Einzelnen nnd addiert sie zusammen:
die Not unserer Arbeitslosen, unserer Kleinbauern nnd
Kleinwinzer, so sind sicherlich die Gesamtzahlen der
Notleidenden hier im Westen infolge der größeren Vc-
völternngszahl weit größer, als sie insgesamt im Osten
ist. Vor allem aber, wenn ans die SOS-Rufe der
Privaten Wirtschaft des Ostens das Reich mit Recht
gehört hat, so sind die SOS-Rufe der Kommunen des
Westens doch augenblicklichsicherlich nicht weniger
dringlich, und der Zusnmmeubruch einer solchen Kom¬
mune mit den für die ganze Bevölkerung daraus sich
ergebenden Folgen ist doch vielleichtnoch katastrophaler
als der Zusammcubruch eines Großgruudbetriebcs im
Osten. Wenn wir daher auch gewiß uicht die natio¬
nalen Belange und Gefahren, die zu der Osthilfe
nötigen, verkennen, so möge man doch nicht übersehen,
daß die Notlage der Kommunen des Westens auch Ge¬
fahren inner- und außcupolitischer Art genügend in
sich schließt. Dazu kommt bei uns in der Nheinprovinz
noch die besondere Notlage uusercs ärmste» Bezirks,
der zugleich Grenzgebiet ist, des Regierungsbezirks
Trier und der übrigen durch die Grenzziehung, die Be¬
satzung und ihre Folgen besonders in Mitleidenschaft
gezogenenBezirke. Ich verweise hier auch meinerseits
auf die ausgezeichnete Denkschrift des Herrn Regie¬
rungspräsidenten Saaßen über die Grenznot, woraus
ich noch einige Zahlen anführen möchte. Der Bezirk
Trier steht im Aufkommen an Ginkommen- und
Körperschaftssteucrmit 14 RM Pro Kopf der Bevölke¬
rung unter den Notgebieten des Ostens, Ostpreußen
mit 17, Pommern mit 25, Oberschlesien mit 26, Nicder-
schlesien mit 31 RM. Im Aufkommenan Vermögens¬
steuer steht Trier ebeufalls an tiefster Stelle mit 1 RM
Pro Kopf der Bevölkerung gegen 2 RM, also das Dop¬
pelte in Ostpreußen, 3 RM in Oberschlesien,4 RM
in Pommern; und an Umsatzsteuer ist es wiederum
an der untersten Stelle; desgleichen an staatlicher
Grundvermögenssteuer mit 3,52 RM im Regierungs¬
bezirk Trier gegen 3,90 RM in Oppeln, 5,27 RM in
Gumbinnen, 5,61 RM in Köslin. Und wer die örtlichen
Verhältnisse im Regierungsbezirk Trier auf dem
Lande aus eigener Anschauuug kennt, muß das zu¬
geben, was ich früher schon mehrfach hier hervor¬
gehobenhabe, daß die Vcvülternng dort vielfach unter
gesundheitlichen,wirtschaftlichenund sozialen Verhält¬
nissen lebt, die weit unter der Lage des großstädtischen
Erwerbslosen liegen. Dazu kommt noch in dem dor¬
tige» Bezirk hinzu die Entlassung der Saargänger, die
jetzt die heimatlicheGemeinde mit ihrer Not bedrücken,
ohne daß Gemeinde und Kreis in der Lage sind, aus
ihren Mitteln Hilfe leisten zu können. Gerade in
den letzten Tagen hat sich die Lage hier außerordent¬
lich verschärft, indem nicht nur Arbeiter aus dem
Saargebiet, sondern auch aus Lothringen uud Luxem¬
burg zur Entlassung kommen. Sie kommen nach
Hause, habeu regelmäßig keinen Anspruch auf Ar¬
beitslosenversicherung, fallen sofort dem leistuugs-
unfähigen Bezirksfürsurgeverband zur Last. Es siud
hier besonders die Gebiete des Hochwaldesim südlichen
Teil des Landkreises Trier und der Grenzkreis
Wabern, die unter diese außerordentliche Notlage
fallen. Es ist meines Erachtens nicht einzusehen,
warum hier und ganz besonders an der Saargrenze
nicht die gleichenGründe für eine Reichshilfe gegeben
sind wie im Osten. Die Tatsache, daß es sich im Osten

um Großgrundbesitzer und hier um Kleinbauern han-
ldelt, kann doch Wohl keinen Unterschied begründen.
(Zuruf des Abgeordnete» Dundcr: Die Ostelbier habe»
bessere Beziehungen!) Ueber die nationalen Ge¬
fahren, die von jenseits der Grenze herüber lauern und
aus diesem Elend dauernd ihre Speise und ihre Kräfte
erhalten, brauche ich Wohl keiu Wort zu verlieren.
(Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das Zentrum ist ein
günstiger Nährboden dafür!) Nach den Nachrichten
der letzten Tage scheinen auch Reichs- und Staats-
rcgierung sich dieser Einsicht nicht zu verschließen,
und gerade unserem Reichsratsvertreter, Herrn
vi. Hamacher, ist es zu danken,baß im Reichsrat diese
Frage ernstlich in die Hand genomme» und diese
Weitergewährung der Westhilfe und damit der Hilfe
für die notleidende» Gebiete hoffe»tlich vo» Reichs
und Staats wegeu zu einem glücklichen Ende geführt
wird. Die Provinz kommt hier zur Mithilfe in Be¬
tracht, soweit es sich um die Unterstützung von Kreis-
und Gemeiiidcwcgcbaute»handelt, womit der Nevölke^
rung nicht nur im Verkchrsiutercsse und aus Ver-
kchrsgrüuden geholfen wird, sonder» auch zum
Zwecke der Arbeitsbeschaffung. Der Provinzialaus-
schuß hat mich ausdrücklich ermächtigt, hier zu er¬
klären, baß bei der Bewilligung der Beihilfen aus
diesem Fonds im Rahmen der zur Verfügung stehen¬
den Mittel uud unter Berücksichtigungder auch aus
auderen Gebieten vorliegenden berechtigten An¬
sprüchen von Provinz wegen nach Kräften geholfen
werden soll. Aber es darf doch der Grundsatz nicht
außer acht gelassenwerde», daß Reich uud Staat hier
in erster Linie berufen sind und daß sie ihre eigene
Hilfeleistung hier ebensowenigwie bei der Osthilfe von
einer Beihilfe der Provinz abhängig machen dürfen.

Bei der Frage, ob die Provinz nicht helfen soll
oder vielleichtfogar gesetzlich verpflichtet ist, bei der
Trngung der Lasten der Wohlfahrtserwerbslosen zu
helfen, spielt noch, wenigstens formell, eine besondere
Rolle der § 13 des Preußische» Ausführungsgesetzes
zur Fürsorgcpflichtverordnuug. Dieser Paragraph
sieht tatsächlich entsprechend dem 8 36 des früheren
Preußischen Ausführuugsgesetzcs zum Unterstützungs¬
wohnsitzgesetzvor, daß der Landesfürsorgeverband,
also die Provinz, verpflichtet ist, solchen Nezirksfür-
sorgeverbänden, also Stadt- und Landkreisen Beihilfen
zu gebeu, die ihrerseits zur Tragung der ihnen ob¬
liegenden Fürsorgelastcn nicht in der Lage sind.
Nähme man diesen Paragraphen wörtlich, so fielen
heute nicht nur alle Landkreise,sondern auch alle Groß¬
städte unter diesen Paragraphen (Abgeordneter Hoff-
mllnn: Sehr richtig!), und, um diese Verpflichtungen
zu erfüllen, würden allein in der Rheinprovinz IM
und mehr Millionen notwendig. Infolgedessen müssen
wir uns auf den Standpunkt stellen, daß es sich hier
um eine Gesetzesbestimmunghandelt, die vollständig
überholt uud veraltet ist und mit der man heute an
die Provinz nicht mehr herantreten kann. Noch bis
zum vorigen Jahre hat allerdings die Staatsregierung
in einzelnen Fällen die notleidenden Landkreise auf
diesen Paragraphen hingewiesen. Es ist aber jetzt
nicht mehr geschehen. Man darf daraus Wohl an¬
nehmen, daß auch hier die Mittel, die notwendig sind,
von Staats wegen zur Verfügung gestellt werden.
Besondere Fonds sind dazu ja auch geschaffen. In¬
folgedessenschlägt der Provinzialausschuß auch durch-
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aus folgerichtigvor, die bisher für diesen Zweck in den
Haushaltsplan noch eingesetzten50 000 RM völlig zu
streichen, schon um damit dem Wettlauf der not¬
leidenden Kreise um die Erlangung eines Trinkgeldes
aus diesem Betrage — denn mehr würde es für den
einzelnen Kreishaushaltsplan nicht bedeuten — end¬
lich ein Ende zu machen.

Aber auf einem Gebiete kann die Provinz doch den
notleidenden Stadt- und Landkreisen eine gewisse
Hilfsstellung leisten, nämlich durch die Ginspaunung
ihres eigenen Kredits, der in der Landesbank ver¬
körpert ist. Leider ist es ja heute soweit gekommen,
daß viele Stadt- und Landkreise die laufenden Aus¬
gaben für die Wohlfahrtserwerbslosen tatsächlichaus
aufgenommenen Krediten bcstreiten müssen. Da glaube
ich doch wohl versichern zu köunen, daß in diesem
Punkte für manche Kommunen, die sich in der höchsten
Not befinden, die Landesbank schon bis an die Grenze
des Möglichen Hilfe geleistethat (Zuruf des Abgeord¬
neten Di. Leh: Mit hohen Zinsen!) und auch in Zu¬
kunft in jeder Weise im Rahmen ihrer Kräfte wird
helfen müssen. Um so mehr ist aber die Aufrecht¬
erhaltung des Kredits der Landesbank selbst not¬
wendig. Dabei bitte ich, nicht zu übersehen, daß dieser
Kredit im Inlande wie im Auslande nicht auf den
Reserven der Landesbank beruht, die bei einer Bilanz¬
summe von einer Milliarde verhältnismäßig gering
sind, auch nicht beruht auf deu Ginlagen des Pro-
vinzialverbandes und der Sparkassen, die ja setzt durch
eine Vorlage nochmals erhöht werden sollen, sondern
nur beruht auf der Garantie des Provinzialverbandes,
auf dessen gesunden Finanzen und auf dessen Kredit¬
würdigkeit. Und auch hier ist es wiederum nicht das
eigene Vermögen des Provinzialverbandes, sondern
seine gesetzlicheStellung, die ihm die steuerliche Heran¬
ziehung der Stadt- und Landkreise wenigstens im Not¬
fälle ermöglicht. Infolgedessen kommt die Tatsache,
daß wir bei der Provinz nicht vor einer solchen
Finanzklltllstrophe stehen wie bei den Stadt- und
Landkreisen, indirekt doch auch wieder diesen zugute,
und es empfiehlt sich sicher, auch den Gindruck einer
solchen Finanzkatastrophe etwa durch einen unaus¬
geglichenen Etat oder durch die Erklärung, daß die
Provinzialumlcige nicht mehr gezahlt werden könne,
in seder Weise zu vermeiden.

Der Provinzialausschuß hat sich daher bei der Vor¬
lage des Haushaltsplans auch auf den Standpunkt
gestellt, die geordnete Finanzwirtschaft bei der Pro¬
vinz, wenn auch als eine Oase in der allgemeinen
kommunalen Finanzwüste, nach Möglichkeit aufrecht
zu erhalten. Dabei muß allerdings der Schwere der
Zeit in vollem Maße Rechnung getragen werden, ein¬
mal durch äußerste Sparsamkeit, Kürzungen und
Streichungen auf der Ausgabcseite, und auf der Gin¬
nahmeseite darf auf jeden Fall keine Mehrbelastung
der Kommunen und daher keine Erhöhung des bis¬
herigen Prozentsatzes der Provinzialumlage ein¬
treten. Vielmehr soll auf der anderen Seite den
Stadt- und Landkreisen eine Erleichterung dadurch
zugute kommen, daß die von ihnen für die Unter¬
bringung der Geisteskrankenusw, zu zahlenden Kosten
herabgesetzt werden.

Bevor ich auf die Durchführung dieser Grundsätze
im Haushaltsplan im einzelnen eingehe, muß ich Sie
bitten, einen Blick auf den Gcsamthaushaltsplan zu

werfen. Gr ist in seiner äußeren Form gegen früher
geändert, da ein von sämtlichen Preußischen Pro¬
vinzen im Ginvernehmen mit der Staatsaufsicht uud
der Statistik vereinbartes Ginheitsschema eingeführt
werden mußte. Gs hat diese Umstellung der Verwal-
tuug eine ungeheure Arbeit in diesem Winter gemacht,
und sie erschwert ja auch für Sie in etwa die Vergleich-
barkcit mit den frühereu Jahren; aber auf der anderen
Seite ist doch für jeden Kenner der öffentlichen
Finanzwirtschaft die bessere Gestaltung und Ucber-
sichtlichkeit des jetzigen Formulars uicht zu verkennen.
Vor allem ist eine klare Gintcilung in die Aufgaben
der Provinz: Verkehrswesen,Wirtschaftspflege,Volks¬
fürsorge und Kulturpflcge gegeben, es ist wieder ein
HllUpthaushaltsplau vorhanden, der eine allgemeine
Uebersichtgibt. Gs müßte allerdings meines Grach-
tens noch ein Schönheitsfehler beseitigt werden; das
ist der, daß in diesem Haushaltsplan so ohne jeden
Unterschieddie Haushaltspläne über Kredit- und Ver¬
sicherungswesen hincingerciht sind.

Das sind die Haushaltspläne über die Vcrwal-
tungskosten der Landesvcrsicherungsaustalt, der
Landesbank, der Provinzialfcucrversicheruugsanstalt,
der Provinziallcbensversicherungsnnstalt, der Land¬
wirtschaftlichenVerufsgenossenschaft,der Viehscuchen-
entschädiguug,der Ruhegehaltskassenund des neu von
uns verwalteten Gemcindeunfallvcrsichcrungsverban-
des. Diese Verwaltungen, ein so großes Arbeits¬
gebiet sie auch in der Provinzialverwaltung dar¬
stellen, erscheinen, wie gesagt, hier lediglich mit den
Verwaltungskosten und nicht mit den materiellen
Leistungen, die, ganz abgesehen von Landesbank und
Feuerversicherung, mehrere hundert Millionen Gtats-
umschlag betragen. Infolgedessen erscheinen in unserem
Haushaltsplan, wenn man ihn als Ganzes nimmt,
Verwaltungskosten und Personalausgabeu in ihrem
Verhältnis zu den Sachausgaben viel höher, als sie
in Wirklichkeitsind, weil eben die Sachausgaben nur
mit etwa der Hälfte im Haushaltsplan enthalten sind.
Es kommt weiter hinzu, daß auf die meisten dieser
Haushaltspläne der Provinziallandtag selbst nur
wenig Ginfluß hat. Sie sind mit der Provinz ver¬
bunden durch den Provinzialausschuß als gcmeiusames
Verwaltungsorgan oder, wie die Landcsversicherungs-
anstalt, lediglich durch den Landeshauptmann als den
gemeinschaftlichenLeiter der Verwaltung. Hier wird
vielleicht in Zukunft noch, um kein falschesBild her¬
vorzurufen, eine Aenderung vorzunehmen sein, wonach
diese Haushaltspläne vielleicht nur nachrichtlich,ohne
mit den übrigen Beträgen aufaddiert zu werden, als
Anhang aufgeführt werden; vorläufig ist das Schema
aber in der vorliegenden Weise vorgeschrieben. Der
Vruttohaushllltspllln, der Ihnen vorgelegt wird,
schließt, wie gesagt, ohne die Snchausgabcn bei den
uuter Kredit- und Versicherungswesen fallenden
Verwaltungszwcigen mit einer Gesamthöhe von
165 558 000 NM; das ist gegen das Vorjahr 0 260 000
RM weniger. Die Aufstellung ist auch in diesem
Jahre in der Weise erfolgt, daß zuerst die äußersten¬
falls möglichen Einnahmen festgestellt und dann in
diesen Rahmen die Ausgaben zwangsweiseeingespannt
wurden. Dabei ergab sich zunächst, daß bei den Steuer¬
einnahme» aus Dotationen, Anteil an der Reichsein¬
kommenssteuer, Anteil an der Reichskörperschafts¬
steuer, Anteil an der Kraftfahrzcugstcucr, nur mit
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37 620 000 RM gegen ^2 870 000 RM im Vorjahre,
also mit 5 250 000 RM weniger, gerechnet werden
konnte. Dabei ist die Schätzung reichlichoptimistisch,
sie beruht aber auf der Praxis und auf den Zahlen
des Rcichshaushaltsplans, von denen in den letzten
Tagen allerdings der Neichsfinanzministcr wieder
einige Abzüge gemacht hat, die im vorliegenden Haus¬
haltsplan nicht berücksichtigtsind. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Leh: Das ist überhaupt ein sehr guter
Optimist!) Da ferner der Prozentsatz der Provinzial-
umlage nicht überschritten werden sollte, so hätte sich
infolge des Heruntergchens des Stcuersolls bei dem
Betrage der Pruvinzialnmlage ein Minus ergeben,
das ebenfalls bei einer nicht ungünstigen Schätzung
nur mit 600 000 NM gegenüber dem bisherigen Etats-
betrage veranschlagt ist. Es muß allerdings dabei be¬
rücksichtigt werden, das; der wirkliche Eingang an
Provinzialstcucrn in diesem Jahre etwa 300 000 RM
höher sein wird, so daß die Differenz zwischen dem
Betrage, wie er für dieses Jahr erwartet wird, und
dem Betrage, der im vorigen Jahre eingegangen ist,
nicht 600 000 RM, sondern tatsächlich900 000 RM be¬
trägt. Das ctatsmäßige Minus von 600 000 NM kann
aber dadurch aufgeholt werden, daß in dem Preu¬
ßischen Ausführungsgesetzzum Finanzausgleichgesetzbe¬
stimmt ist, daß auch von der Hälfte des Landcssatzes
der Bürgcrsteuer der gleiche Hnndcrtsatz wie von den
Ueberweisungssteucrn als Provinzialnbgabe zu zahlen
ist. Infolgedessen konnte die Provinzialabgabc wie
bisher mit 5,25 Prozent der Ucberweisungsstcueru,ein¬
schließlich der Hälfte des Landessatzes der Bürger¬
steuer, und mit 9,79 Prozent der Rcalsteuern bei¬
behalten werden und dabei der bisherige Etatsansntz
von 12 200 000 RM. wieder eingestellt werden. Eine
Mindereinnahme von 900 000 RM zugunsten der
Stadt- und Landkreise ergab sich dann aber durch die
Senkung des Satzes für die Unterbringung der
Geisteskranken um 15 Rpf. Pro Kopf und Tag. Ich
komme darauf später nuchnml zurück. Bei diescu
Stcucrausfällen und Mindereinnahmen mußte zunächst
zur Bilanzierung des Haushaltsplans eine außer¬
gewöhnliche Einnahmequelle erschlossenwerden, und
zwar dadurch, daß 750 000 RM durch Auflösung vor¬
handener Fonds, die innerlich nicht mehr berechtigt
waren, in den Haushaltsplan als Ginnahme eingestellt
werden.

Auf der Ausgabcseite mußte nun zunächst der An¬
schluß an das laufende Jahr gesucht werden in der
Beantwortung der Frage: Was soll geschehen mit dein
Defizit des laufenden Jahres? Es ist entstanden nicht
durch Überschreitung der Ausgaben, sondern durch
Ausfälle an Einnahmen aus Reichs- und Staats-
stcucrn nnd beträgt etwa 1^ Million. Dieses Defizit
ganz in die Ausgaben einzustellen, war nicht möglich.
Die Lösnng ist, wie Sie aus dem Vorbcricht ersehen,
in der Weise gefunden, daß 550 000 RM in die Aus¬
gaben eingestellt sind, für den Nest von einer Million
wird die Deckung in folgender Weise gesucht. (Zuruf
des Abgeordneten Nr. Leh: Dadurch daß die Gehälter
der Landesräte heruntergesetzt werden!) Dieses Defizit
stammt zu einem wesentlichen Teil aus Minderein¬
gängen an Kraftfahrzcugsteucr. In diesem Punkte
haben nun die beiden letzten Provinziallandtage stets
beschlossen, der Provinzialausschuß möge, wenn ein
solcher Mindercingang sich ergäbe, einen Ausgleich

durch Kürzung der Ausgaben des Straßcnwescns her¬
beiführen. Praktisch hat sich das aber niemals er¬
möglichenlassen, weil zu der Zeit, zu der ein Minder¬
cingang an Krnftfahrzeugstcuer feststeht, im Herbst
oder im Wiutcr die Ausgaben des laufenden Jahres
für die Straßenverwaltung, die ja im wesentlichenin
den Sommer fallen, schon sämtlich gemacht oder
wenigstens die entsprechenden Verträge abgeschlossen
sind. Infolgedessen wird nunmehr vorgeschlagen,den
Provinzialausschuß zu ermächtigen, diesen Minderein¬
gang von einer Million Kraftfahrzeugstcuer des ver¬
gangenen Jahres durch Kürzung der etatsnmßigcn
Ausgaben der Straßenverwaltung in diesem Jahre
einzuholen. Das wird sich ermöglichenlassen, denn wir
werden das Minus an Krnftfahrzeugsteuer des ver¬
gangenen Jahres schon im Lanfe des April und Mai
kennen; und dann ist auch noch eine Kürzung der Aus¬
gaben der Straßenverwaltnng möglich. Dieser Vor¬
schlag ist — das gebe ich zu — außerordentlich hart
uud verautwurtungsvoll, denn ein ordnungsmäßiger
Zustand der Prcvinzialstraßcn ist das Wichtigste,was
wir der rheinischenWirtschaft zu bieten haben. Wenn
wir hier von den schon knapp bemessenenAusgaben
noch eine Million wegnehmen müssen, so werden sich
auf vielen Provinzialstraßcnstreckcndie Folgen zeigen.
Aber in der jetzigen Notzeit muß auch die Wirtschaft
selbst ihre Anforderuugeu nn die öffentliche Hand
zurückschrauben. (Znruf des Abgeordneten D,-, Ley:
Schlaft doch, Ihr Wolgafaschistcn,schlaft doch! Glocke
des Vorsitzenden.) Aber auf der anderen Seite hat der
Provinzialausschuß geglaubt, eine erheblicheMinder-
ausgabe in Höhe von 1530000 RM dadurch herbei¬
führen zu sollen, daß die Tilgung der für Straßen-
bauzwecke bewilligten Anleihen von bisher 5 Prozent
vorläufig einmal für das nächste Jahr auf 2 Prozent
herabgesetzt werdeu solle. Der Proviuzialausschuß
glaubt, daß eine solche Herabsetzung sich mit den
Grundsätzen einer soliden Finanzwirtschaft verträgt,
denn die für Straßenbauzwecke bisher bewilligten
Anleihen von 57 Millionen sind fast ausschließlichfür
solche Daucranlagcn verwendet worden, die 25 bis
50 Jahre und noch länger halten. Bei einer Tilgung
von 5 Prozent würden diese Anleihen schon in drei¬
zehn Jahren getilgt sein. Das muß man heute als
eine bei der jetzigen Wirtschafts- und Finanzlage zu
schwere Belastung der Gegenwart zugunsten einer
hoffentlich finanziell leichteren Zukunft bezeichnen.
Infolgedessen dieser finanziell einschneidende Vor¬
schlag. Der dann gegenüber dem laufenden Haus¬
haltsplan noch verbleibende Einnahmcnusfall in Höhe
von 3 300 000 RM wurde durch Senkung der Ausgaben
in allen Haushaltsplänen ausgeglichen, wobei ich auf
einzelne Punkte jetzt näher eingehen möchte.

Zunächst gehört hierhin das viel erörterte Thema
der Senkung der Verwaltungskosten, insbesondere des
Personalabbaus. Vorab sei bemerkt, daß die Personal-
tusten für die Gesamtausgaben des Pruvinzialver-
uandes nicht die große Bedeutung haben, die man
wohl vielfach annimmt. Von den sachlichen Ausgaben,
die in unserem Haushaltsplan erscheinen, also ohne
die Sachausgaben der Landesversicherungsanstalt, der
Landesbank und der Feuerversicherung, betrageu die
Personalkosten 9,5 Prozent. Sie stehen damit Wohl
an der untersten Stelle von allen preußischen Pro¬
vinzen. (Hört, hört!) In einer gewissen Presse konnten



78. Rheinischer Pruvinziallnndtag, 2. Sitzung am 23. März 1931. 13

Sie kürzlich erschreckendeZahlen über die Nenmtcnver-
mehrnng bei der Provinzialverwaltung lesen. So soll
bei unserer Haupt- und Zentralverwaltung — dar¬
unter ist anscheinend gemeint die Hauptverwaltung,
die Landesverstcherungsanstalt,die Qnndesbant und die
Feuer- und LebensUersicherungsanstalt— von 1920
bis 1930 «die Zahl der Beamten gestiegensein von 665
auf 2150. Beide Zahlen sind, wie so viele andere in
diesen Zeitungsartikeln — ich komme später nochmals
darauf zurück — vielfach aus der Luft gegriffen uud
erfnnden. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!) Im
Jahre 1920 waren nicht 865, sondern 1340 Beamte be¬
schäftigt und im Jahre 1930 nicht 2150, sondern 1603,
also beträgt die Steigerung in diesem Zeitraum nicht,
wie angegeben, 146 Prozent, sondern nur 19,7 Prozent.

Nach demselben Zeitungsartikel soll die Zahl der
hohen leitenden Beamten — was im einzelnen dar¬
unter verstanden wird, ist nicht genan gesagt — vor
dem Kriege 30, im Jahre 1922: 33 betragen haben und
heute 68 betragen. Auch hier stimmt nur die letztere
Zahl. Sie ist dem Haushaltsplan entnommen, und
zwar wurde sie dadurch gefunden, daß man die Be¬
amten von der Gruppe U> aufwärts zusammenzählte,
und zwar Hauptverwaltung, Landcsversicheruugs-
nnstnlt, Lnndesbank, Feuerversicherung und Lebens¬
versicherung. Wenn Sie die im Haushaltsplan
addieren, bekommen Sie genan die Zahl 68. Völlig
aus der Luft gegriffen sind aber hier wieder die Zahlen
aus den Jahren 1914 bis 1920. Wenn man nämlich
diesen Beamten die an den entsprechendenStellen 1914
und 1920 tätigen höheren Beamten gegenüberstellt, so
ergeben sich für 1914: 42 und für 192N: 56 Beamte,
also von 1920 bis heute eine Steigerung, nicht, wie.
behauptet, nm 106, sondern nm 21 Prozent. (Zuruf
des Abgeordneten Mclsheimcr: Alles Landesräte!)
Aber ich gebe Ihnen zu: Auch diese Steigerung
könnte noch viel zu groß sein, und nicht nur jede
Steigerung. Selbst wenn die Zahl der Beamten ab¬
genommen hatte, könnten es noch zuviel sein, wenn sich
die Zahl der Aufgaben vermindert hätte. Gin rich¬
tiges Urteil kann hier nur auf der gewissenhaften
Prüfung der Aufgaben und der Tätigkeit der Ver¬
waltung und des einzelnen Beamten beruhen. Ich
gehe deshalb mit Ihnen durchaus darin einig, daß die
Frage der Senkung der Verwaltungskosten und des
Personalabbaus die wichtigste ist, die von allen öffent¬
lichen Verwaltungen Deutschlands und von jedem
Verwllltungschcf am nachdrücklichstenim Auge be¬
halten werden muß. (Zuruf von rechts: Nicht nur
im Auge! Heiterkeit. Abgeordneter lli-. Leh: Sehr
richtig!) Ich glaube, daß ich aber auch mit Ihnen
noch über einen weiteren Punkt einig bin: Der Per¬
sonalabbau ist uicht Selbstzweck,Zweck ist vielmehr
eine Erfüllung der Provinzialaufgaben mit möglichst
wenig Kosten. Unter Umständen kann eine Verminde¬
rung des Personals sachliche Mehrausgaben hervor¬
rufen, und ein Verwaltungsleiter, der lediglich dem
Beifall seiner Selbstverwaltungslörperschaft znliebc
Personal abbauen und dafür die viel weniger kriti¬
sierten sachlichen Ausgaben erhöhen würde, würde un¬
verantwortlich handeln. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Leh: Adenauer macht beides! Heiterkeit.) Bei¬
spielsweise könnte eine zu weitgehende Ersparnis an
Personal und auch au Reisekosten im Rechnungs-
revisionsbüro oder bei der Nachprüfung der Ausgaben

der Anstalten oder der Straßenverwaltung sich in
sachlichen Mehrausgaben sehr zum finanziellen Nach¬
teil der Verwaltung auswachsen. Ein Beispiel, wie
eine Personnlvcrmehrung in Wirklichkeit Ersparnis
an Verwaltnngstostcn bedeutet, kann ich Ihnen aus
der landwirtschaftlichen Berufsgcnossenschaft geben,
Sie finden dort gegenüber dem Jahre 1929: 31 Beamte
und Angestellte mehr. Das hängt damit zusammen,
daß die sogenannten Settionsvorstände, bei denen
durch uns bezahlte Arbeitskräfte der Stadt- und
Landkreise die Arbeiten zur Vorbereitung der Renten
durchführen, anfgehoben worden sind nnd die gesamte
Arbeit bei der Zentrale erfolgt. (Zuruf eiues natio¬
nalsozialistischenAbgeordneten: Preußenkasse!)Das hat
mit den Genossenschaftender Preußenkasse nichts zu
tun. Unter landwirtschaftlicher Vernfsgcnosscnschaft
versteht man die Organisation, die die Unfallrenten
für die Landwirte zu zahlen hat, um das zu Ihrer
Belehrung zu sagen. Diese Organisation ist dahin
geändert worden, daß die Vorbereitung der Renten-
nntrüge an die Zentrale gezogen wurde. Bis dahin
mußten wir dafür an die Stadt- und Landkreise Bei¬
träge zahlen, aus deuen diese zu dem Zwecke 79 Be¬
amte uud Angestellte besoldeten. Wir haben die
Arbeit hierher gezogen und haben dafür 31 Kräfte
mehr einstellenmüssen. Wir haben damit zunächsteine
sachgemäßereErlediguug der Arbeit und eine Erspar¬
nis an Nebenkosten erreicht. Daranf will ich aber
hier nicht eingehen. Das Ergebnis ist, daß die Ver¬
waltungskosten im Jahre 1929 560 000 NM betrüge»
und daß sie im Jahre 1931 415 000 NM betragen, also
eine Nettoersparnis von 145 000 RM, die aber nur durch
eine Benmtenvcrmehrung in unserem Haushaltsplan
erreicht werden tonnte. Es wäre meines Erachtens
unvernünftig gewesen,zur Vermeidung dieses Schön¬
heitsfehlers im Haushaltsplan auf diese Ersparnis von
145 000 RM zn verzichten,oder etwa jetzt, um die Be¬
amtenzahl herunterzudrücken, die Reform wieder rück¬
gängig zu machen. Hier muß eben vernünftig und
nicht schematisch Verfahren werden, Anch muß heute
bei dem Abbau von Angestellten und Unterbeamten,
vor allem in Anstalten, Wohl im Auge behalten werden,
daß durch einen solchen Abbau stets uur ein Arbeits¬
loser mehr geschaffenwird. Infolgedessen liegt auch
schon der Antrag vor, in den Anstalten nicht nur nicht
abzubauen, sondern durch Herabsetzung der Arbeits¬
zeit, vor allem bei dem Pflegepersonal, noch eine
größere Anzahl einzustellen.(Abgeordneter Hoffmann:
Sehr richtig!) So sehr ich das Letztere auch ablehnen
muß, denn mit solchenExperimenten kann nicht eine
einzelne Verwaltung anfangen, sondern das sind
Fragen, die generell für öffentlicheund private Wirt¬
schaft entschiedenwerden müssen, so sehr ich es daher
auch ablehnen muß, auf einen solchen Vorschlag einzu¬
gehen, um so mehr muß doch bei der Entlassung vor-
sichtig verfahren werden. So ist doch in dem Antrage
der gesunde Kern enthalten, daß man immerhin, wenn
auch uicht abbaut, so doch bei den Untrrbeamten und
Angestellten,vor allem wenn es sich um Familienväter
handelt, mit dem Abbau eine gewisse Vorsicht walten
lassen muß. Aber unter Berücksichtigungdieser vor¬
anzustellenden Gesichtspunkte dürfen Sie versichert
sein, daß ich selbst ständig in einer Nachprüfung be¬
griffen bin, vor allem beim Wegfall einer Beamten¬
stelle, ob sie wieder besetzt werden soll, und ich mache
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ja sicherlich an der Spitze selbst den Anfang, wenn ich
vorschlage,für die Stelle des I. Iandesrats, falls er
zum Generaldirektor der Provinzialfeuerversicherungs-
anstalt gewählt wird, einen anderen der vorhandenen
Landesräte durch den Provinzialausschuß zu be¬
stimmen und für diesen leinen Ersatz cinzuberufeu.
Ich mache Ihnen diesen Vorschlag trotz mancher be¬
denken — das will ich Ihnen zugeben und das möchte
ich auch für die Zukunft gesagt haben, denn ein Abbau
gerade bei den leitenden Beamten kann auch Verwal-
tungsfehlgriffe zur Folge haben, die sich weit größer
auswirken können als ein Gehalt von 10—15 000 NM.
In derselben Weise beantrage ich keinen Ersah für
den vorläufig auf ein Jahr beurlaubten Herrn
Landesoberbaurat Nühl. Darüber hinaus ist aber
auch in gleicher Weise der Provinzialausschuß und
seine Persunallommission ständig mit der Frage des
Personalabbaus und der Veförderungssperre be¬
schäftigt. Der Provinzialausschuß hat noch bei der
Verabschiedung des Haushaltsplans beschlossen,daß
in« Laufe des Sommers nochmals eine Nachprüfung
der gesamten Beamtenschaft, besonders in den An¬
stalten, stattfinden soll. Ich kann Ihnen versichern,
daß diese Nachprüfung mit dem größten Nachdruck
durchgeführt wird. (Zuruf des Abgeordneten Hanke:
Das hätte bis heute längst gemacht werden können!)
Er hat ferner in Bezug auf Beförderungen den fol¬
genden Beschluß gefaßt:

„Der Proviuzialausschuß ist der Auffassung, daß
eine Wicderbesetzung freier Stellen sowie die Ver¬
leihung vou Zulagen aus dem Grunde, weil die
Stellen in den Haushaltsplänen vorhanden bzw. die
Mittel vorgesehen sind, unter keinen Umständen in
Frage kommen kann, daß vielmehr im Ginzelfalle zu
prüfen ist, ob die Besehung einer freien Stelle durch
Beförderung eines Beamten oder die Bewilligung
einer Zulage aus dem sachlichenBedürfnis geboten
ist."

Ich verstehe die darin liegende Härte gerade für
die tüchtigen Beamten, aber es geht, wenigstens in
diesem Jahre, nicht anders, und ich kann nur die Bitte
gerade nn diese Beamten richten, sich in ihrer Arbeits¬
freude durch die vorläufige Unmöglichkeit einer Be¬
förderung nicht beeinträchtigen zu lassen. Im
übrigen aber kann ich, wenn Sie das Verwaltungs¬
gebiet der Provinzialverwllltung übersehen, jeder
Nachprüfung darüber, ob die Provinzialuerwaltung,
insbesondere an der Zentralstelle, mit leitenden Be¬
amten übersetzt ist, mit voller Ruhe entgegensehen,
besonders wenn Vergleiche gezogen würden mit
anderen Verwaltungen von ähnlichem, sachlichem,
räumlichem und finanziellem Umfange wie die
Rheinische Provinzialuerwaltung. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Leh: Seid Ihr tüchtige Kerle!)

VorsitzenderDi-. Iarres: Herr Abgeordneter Leh.
ich bitte Sie, diese Zwischenrufe jetzt zu unterlassen.
(Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten: Lassen Sie
den Elown des Hauses doch! Antwort des Abgeordneten
l>. Leh: Dann ist das hier Wohl ein Zirkus!)

Lcmdeshauptmaun Dr. Horion: Ich muß aber im
Zusammenhang damit meinerseits auch die Wirtschaft
bitten, sich auf die vo» ihr selbst mit Recht gewünschte
Maßnahme der Unterbindung der NeueinstcUung von
Beamten ihrerseits einzustellen. Ich denle dabei an

folgendes Beispiel: Zu einem ganz besonders umfang¬
reichen Arbeitsgebiet hat sich die Abteilung Kriegs-
beschädigtcnfürisorgeausgebildet, weil bei ihr der so¬
genannte Einstelluugszwang für Schwerbeschädigtebe¬
arbeitet wird, wonach die Einstellung eines bestimmten
Prozentsatzes Schwerbeschädigterin den Betrieben ver¬
langt werden kann uud die Kündigung Schwerbeschä¬
digter nur mit Genehmigung der Hauptfürsorge-
stclle zulässig ist. Unter den 'wirtschaftlichen Schwierig¬
keiten der letzten Monate wachsen die Kündigungs¬
anträge ins Unermeßliche. Es ist ganz unmöglich, sie
mit der vorhandeuen Beamtenschaft auch bei ständigen
Ueberstunden in der von der Wirtschaft gewünschten
Schnelligkeit zu erledigen. Infolgedessen bedauere ich,
auf die scharfenBeschwerden,die mir ständig zugehen,
nur immer wieder antworten zu müssen: Es ist mir
unmöglich, neue Beamte ciuzustellen,und es kann nur
das geschehen,was mit den bisherigen Beamten er¬
ledigt werden kann. Mißstände und Unbequemlichkeiten
müssen demgegenüber wenigstens vorübergehend in
Kauf geuommen werden. Das ist ja üverhaupt das
Fatale in unserer Frage, daß an dem Satz nicht vor¬
beizukommenist: Je schlechter es der Bevölkerung und
der Wirtschaft geht (Zuruf des Abgeordneten lli. Leh:
Um so besser geht es Ihnen!), je weniger sie also das
Geld aufbringen kann, um Beamte zu bezahlen, desto
mehr Beamte sind tatsächlich nötig, denn je schlechter
es geht, desto mehr Bcvölkeruugskreise,und zwar nicht
nur Arbeiter, sind auf öffentliche Hilfe angewiesenund
desto mehr öffentliche Hilfsmaßnahmen für die ver¬
schiedenenStände werden verlangt; und zur Durch¬
führung all dieser Maßnahmen sind Beamte nutwendig.
Und wenn in einem Verwaltungszweig gespart werden
soll uud jeder Anspruch, der gestellt wird, aufs gründ¬
lichste geprüft werden soll, ehe er erfüllt wird, so sind
auch dafür wieder mehr Beamte notwenidig,als wenn
man in Zeiten günstigerer Finanzlage ohne weiteres
die gestellten Ansprüche befriedigen kann. Und noch
einen vielfach zu wenig beachtetenPunkt bitte ich bei
der Höhe der Personalausgabcn der öffentlichen Ver¬
waltung zu berücksichtigen;das ist die Verpflichtung,
den größten Teil der Beamtenstellen mit Versorgungs-
nnwärtern, also mit Entlassenen der Reichswehr zu
besetzen. In Wirklichkeit tragen die öffentlichenVer¬
waltungen dabei einen guten Teil der Kosten der
Reichswehr. (Abgeordneter Ui. Leu: Hört, hört!) So
tüchtig diese Beamten auch vielfach sind, sie kommen
zu uus erst im Alter von durchschnittlich38 Jahren.
Die ganze Zeit über von 20 Jahren an, wo wir billige
und tüchtige Arbeitskräfte an ihnen gehabt hätten,
haben sie anderswo Dienst getan. Die Zeit, wo sie
in unseren Diensten stehen, bis zur Pensionierung, ist
viel kürzer, als es sonst der Fall wäre, und darin mögen
Sie auch einen Grund der Höhe der Pensionslasten
bei den öffentlichenVerwaltungen sehen. (Abgeordneter
Hoffnmnn: Hört, hört!) Das möge man wohl
würdigen, wenn man die Kosten des Bürobetriebes
einer öffentlichenVerwaltung mit denen eines Privat¬
betriebes, dem diese Verpflichtung nicht auferlegt ist,
vergleichen Will.

Die Notwendigkeit ganz besonderer Beschränkung
muß entsprechendden auch im vorigen Provinzialland-
tag gegebenen Anregungen bei den ReisekostenPlatz
greifen. Die Beträge sind im diesjährigen Haushalts¬
plan um 15 Prozent heruntergesetzt. Ich bemerke ver-
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gleichsweise,daß sie im Haushaltsplan Preußens um
5 Prozent gekürzt sind. Aus der absoluten Summe,
die bei der Zusammenzählung sämtlicher Posten für
Messekosten201000 RM beträgt, lassen sich hier keiner¬
lei Schlüsse ziehen. Es ist Z. B. zu bedenken, daß
barin die 36 000 RM Reisekostenfür die Tchadens-
crmittlungsbeamten der Feuerversicherung stecken, deren
dienstliche Tätigkeit naturgemäß nur in Reisen besteht,
und ebenso die Reisetosten, die bei t>er Verwaltung
eines Straßennetzes von 7000 Kilometern notwendiger¬
weise sowohl bei der Zentralstelle wie bei den zwölf
Landesbauämtcrn entstehen müssen. Daß auch die
Verwaltung uon 38 Anstalten, die sich uo» Eleue bis
Trier und Kreuznach erstrecken, nicht ohne persönliche
Fühlungnahme von der Zentralstelle aus, wodurch
Meisekosten entstehen, möglich ist, werden Sie ebenfalls
verstehen.

Nie Kraftwagen sint> nunmehr, nachdem in dem
Anbau des Landeshauses die nötige Garage zur Ver¬
fügung steht, sowohl in bezug auf die Benutzung wie
in bezug auf die Kosten, soweit die Zentrale in Frage
kommt, zusammengefaßt, und es ist darüber ein be¬
sonderer Haushaltsplan der Kraftwagendienststelleauf¬
gestellt. Durch diese Zentralisation und bessere Aussicht
wird auch hier eine wesentliche Ersparnis erwartet.
Sollten Sie aber, meine Herren, in der Lage sein, noch
weitere praktisch durchführbare Vorschläge zur Ver¬
minderung der Verwaltuugskosten zu machen,, so dürfen
Sie überzeugt sein, daß ich, soweit ich die Verant¬
wortung dafür tragen kann, sie mit dem Provinzial-
ausschuß gern zur Durchführung bringe. (Zuruf des
Abgeordneten Hanke: Fahren Sie mit dem Roller!)

Von den Einzelhaushaltsplänen würde ich ganz be¬
sonders gern ausführlich eingehen auf den Abschnitt
Verkehrswesen, also unsere Straßenverwaltung. und
auf die dazu gehörigen Vorlagen, die gewiß Ihr Inter¬
esse in reichem Maße gefunden haben. Ich glaube aber,
daß es mit Rücksichtauf die mir zur Verfügung stehende
Zeit richtig fein wird, gerade hier dem Fachausschuß
eine eingehende Vorberatung zu überlassen und dann
im Plenum bei der Beratung des Haushaltsplans auf
die Einzelheiten zurückzukommen. Ich kann hier nur
hervorheben, daß leider die materielle Straßenuuter-
haltung um 2 Millionen gekürzt werden mußte und
daß, wie vorhin erwähnt, vielleicht noch eine weitere
Kürzung bevorsteht. Die Zuschüsse des Provinzial-
vcvbandes an Kreise und Gemeinden sind in der bis¬
herigen Höhe geblieben. Sie stehen aber in ihrer Aus¬
wirkung in engstem Zusammenhang mit dem außer¬
ordentlichen Haushaltsplan, auf den ich nochmals
zurückkomme,und mit der Verteilung der Kraftfahr-
zcugsteuer und den bedeutungsvollen Plänen über den
Ausbau und die Unterhaltung eines rheinischen Kreis-
Wegenetzes durch Zusammenarbeite!: zwischen Pro-
vinzialverwaltung und Landkreisen. Hoffentlich wer¬
den im Lause des Jahres sich diese Vorschläge zu ge¬
nauen Vorlagen für den nächsten Provinziallandtag
verdichten.

Der Haushaltsplan über Wirtschaftspflegc hat die
geringste Kürzung erfahren. Er enthält vor allem die
Kosten der Mitarbeit der Provinz auf den Gebieten
der Förderung der Landwirtschaft, der Viehzucht,des
Hochwasserschutzes, des landwirtschaftlichenUnterrichts,
bei Förderung des Gewerbes und des Wohnungs- und
Siedluugswesens. Hier ist der Betrag von 5 965 000

NM nur auf 5 906 000 NM, also nur um 57 000 NM
gekürzt worden. Sie werden das begreiflich finden,,
denn gerade hier handelt es sich um Ausgaben, die für
den Wiederaufbau uuserer Wirtschaft von der größten
Bedeutung sind uud für die deshalb auch in Zeiten
schlechter Finanzlage das Letzte, was irgend möglich
ist, herausgeholt werden muß.

Ein besonderes Wort noch über die Tätigkeit der
Provinz im Wohnungswesen. Ich weise hin auf die
besondere Vorlage des Provinzialausschusses über die
Förderung des Kleinwohnungsbaucs. Der Kleiu-
wohuuugsbau befindet «sich bekanntlichaugenblicklich in
einer schwerenKrise, einer Krise, die sich erstreckt sowohl
auf iiie vorhaudenen Kleinwohnungen, wie auch auf
die Frage des Neubaues von Kleinwohnungen. Die
letztere Frage ist wiederum nicht nur von Bedeutung
für die Wohnungssuchenden,sondern wegen der großen
Wichtigkeitdes Wohnungsbaues auch für den Arbeits¬
markt, für die gesamte Wirtschaft. In den letzten Pro-
Uinziallandtagen ist daher stets auf die Landesbanl
eingewirkt worden, um sie zur Hergäbe von Bau-
darlehcn zu bewegen. Daß die Landesbank in diesem
Punkte ganz Außerordentliches geleistethat, das sehen
Sie aus den Ihnen mitgeteilten Zahlen; insgesamt
über 200 Millionen RM sind durch die Landesbanl
seit dem Jahre 1924 dem Wohnungsbau zugeführt
wordeu. AIs neue Einrichtung ist hinzuweisen auf die
sich gut entwickelnde Bausparkasse der Landesbanl, die
schon 1723 000 RM Baugelder verteilt hat. Nun ist
bekanntlich die Frage der zweiten Hypothek besonders
akut geworden, und von ihrer Lösung wird wohl die
ganze Entwicklung des Wohnungsbaues abhängen.
Hier haben die letzten Tage Aussicht auf eiue Förde¬
rung gegeben, bei der wiederum die Landesbank ein¬
gespannt werden muß. Die preußische Staatsregieruug
erwägt die Uebernahme von Bürgschaften für zweite
Hypotheken; die Landesbank hat sich bereit erklärt und
hält es auch für möglich, in biefem Falle für die Rhein-
Provinz 20 Millionen RM aus einer aufzuuehmenden
Kommunlllanleihc für solche zweiten Hypothekenunter
der Garantie des preußischen Staates bereitzustellen.
(Zuruf eiues nationalsozialistischenAbgeordneten: Das
nennt man Sanierung!) Der bisher im Haushalts¬
plan stehende Betrag von 300 000 RM zur Nerbilliguug
von Darlehen für Wohnungen minderbemittelter
kinderreicher Familien ist auch jetzt wieder geblieben.
Leider wird aber mit diesem Betrag in Zukunft viel
weniger geleistet werden können, denn einmal wird die
andere Hilfsguellc auf unserem Gebiete, die Landes-
vcrficherungsanstalt, wogen ihrer schwierigen Finanz¬
lage nur noch in geringem Umfange eintreten können,
fodann haben diese Zinscnzufchüsse,wenn fie einmal
gewährt sind, ja auch ben Charakter, daß sie lauge
Jahre weiterlaufen, so daß, wenn die Summe auf dem
Betrag des Vorjahres stehen bleibt, wesentliche Neu-
bewillignngen nicht stattfinden können. Es ist das recht
bedauerlich,aber bei der Finanzlage der Provinz ver¬
bietet sich eine höhere Dotierung dieser freiwillig über¬
nommenen Aufgabe.

Der größte Teil der Ausgaben des Haushaltsplans,
nicht weniger als 55 Prozent, entfällt auf das Kapitel
Volksfürsorge. Hier sind es vor allem die Kosten der
Unterbringung der Geisteskranken und Schwach¬
sinnigen, die uns in besonderer Weise belasten. Es
gehen hier ganz phantastischeZahlen um über die an-
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gebliche Verschwendung der Provinz auf diesem Ge¬
biete. Von einer amtlichen Stelle erhielt ich kürzlich
die Anfrage, es sei bei einer Beratung durch einen
Kreistagsabgeordnetcn mitgeteilt worden ^ und der
mußte es doch sicher wissen —, der einzelne Geisteskranke
toste bei der Provinz pro Tag ll RM, das schiene
doch außerordentlich viel. Ich habe darauf nur geant¬
wortet, zunächst möge der betreffende Krcistagsabgeord-
ucte mir mitteilen, wo er an diese Weisheit gekommen
sei, und habe nichts mehr von der Sache gehört. In
Wirklichkeitgibt der Haushaltsplan Ihnen ein ganz
tlares Bild. Der Durchschnittspflegesatzbetrug bisher
3,43 RM und ist setzt auf 3,08 RM heruntergesetzt
worden. Davon haben die Stadt- und Landkreise
2,30 AM zn bestreiten anstatt wie bisher 2,45 RM.
Die Stadt- und Landkreiseerhalten aber in der Rhein-
Provinz, abweichend von anderen Provinzen, die ge¬
samten sogenannten Beiträge Drittverpflichteter, wozu
vor allem die Invaliden- und Krankenrenten gehören,
obwohl diese Beiträge nach dem Gesetz lediglich der
Provinz zustehen. Für die Provinzialfinanzen hat sich
dieser Beschluß, der im Jahre 1922 gefaßt worden ist,
sehr unglücklich ausgewirkt. Damals beteiligte sich be¬
kanntlich die Invalidenversicherung sozusagen nicht
mehr. Man sagte sich: Warum soll man sich diese Ver-
waltungsarbeit nicht sparen? uud verzichtete darauf
zugunsten der Stadt- und Landkreise. Inzwischen ist
das aber ganz anders geworden. Heute beträgt die
Invalidenrente durchschnittlich1,10 RM pro Tag. Es
würde ein Leichtes sein, wenn wir uns auf den Boden
des Gesetzes stellten, bei 0 Millionen Pflegetagen min¬
destens 2 Millionen in solchen Beiträgen einzuziehen.
Wir wären dann in der Lage, die Provinzinlumlage
bedeutend zu seutcu. Die Stadt- und Landkreisewür¬
den aber nichts dabei verdienen, denn sie würden den¬
selben Betrag wieder aus einer anderen Quelle an
uns abführeu müssen bzw. diese Gelder nicht erhalten,
nnd es würde auch noch Verwaltungsmehrarbeit da¬
durch entstehen. Infolgedessen soll es auch bei dem
jetzigenVerfahren bleiben. Aber diese Tatsache ist so¬
wohl bei der Würdigung der Höhe der Provinzial-
umlage als auch der Höhe der sogenannten Individual¬
losten in der Rheinprovinz sehr Wohl in Betracht zu
ziehen. Ich glanbe aber auch nicht, daß es möglichsein
wird, den Durchschnittspflegesatzpro Tag noch wesent¬
lich unter 3,0« RM herunterzudrücken, wenn nicht die
Preissenkung noch ganz andere Fortschritte macht, als
wir es bisher erlebt haben.

Vor allem folgender Umstand führt bei der Provinz
allmählich wieder zu einer Steigerung der Kosten:
Infolge der Finanznot sind die Stadt- uud Landkreise
weit zurückhaltendermit der Stellung von Aufnahmc-
anträgen. Alle irgendwie harmlosen oder ungefähr¬
lichen Kranken und Schwachsinnigenwerden zn Hause
gelassen oder in einfachen ländlichen Anstalten nnter-
gebracht. Wir begrüßen dieses Vorgehenaußerordentlich
nnd haben lange Jahre vergeblich darauf hingewirkt.
Der Erfolg zeigt sich jetzt zwar noch nicht in einer Ab¬
nahme der Gesamtzahl der Untergebrachten, die heute
19 273 beträgt gegenüber 18 010 am 1. Januar 193U, aber
die Zahl der Neuaufnahmen nimmt in den letzten Mo¬
naten sehr stark ab. Aber die finanziell unangenehme
Folge für uns ist, daß die Durchschuittsgualität der
Kraukcu in bezng auf Schwierigkeit der Behandlung
und damit auch der Kosten sich wesentlich «verschlechtert,

da die billigeren harmlosen Kranken immer mehr ver¬
schwinden. Also auch das ist ein Grund, warum wir
große Mühe nnd Not haben werden, mit dem jetzt vor¬
gesehenen Satz von 3M RM Pro Tag für den Kranken
auszukommen.

Die bedauerlicheEntwicklung, die sich in der Steige¬
rung der Ausgaben für die Landhilfsbedürftigen, vor
allem für die Wanderer und Landstreicher geltend
macht, ist anscheinend vorläufig »icht aufzuhalteu, die
Bemühungen, das immer unhaltbarer gewordene
Wandererproblem mit seiner Nrandschatzungder öffent¬
lichen Fürsorge auf dem Laube, der Bevölkerung und
der Wohltätigkeitsanstalten irgendwie zu lösen, werden
von der Verwaltung in Verbindung mit den Stadt-
und Landkreisen fortgesetzt, ohne daß sich bisher eine
Wohl befriedigende Möglichkeit zeigt. (Zuruf eines
kommunistischenAbgeordneten: Wer wird gebrand¬
schatzt?)

Die sonstigen Zweige unserer Volksfürsorge: Für¬
sorgeerziehung,Laudesjugeudamt, Fürsorge für Blinde,
Taubstumme, Krüppel, Trinker, Anstalt Brauweiler
werden Wohl am besten zunächstin den Fachausschüssen
beraten.

Ein besonderes Wort muß noch zu Äem Abschnitt
Kulturpslege gesagt werden. Der Gesamtbetrag der
Ausgaben ist gesunken von 969 000 auf 863 000 RM,
indem ziemlich schematisch alle hier stehenden Posten
nm 10 bis 20 Prozent gesenkt worden sind. Er beträgt
gegenüber 0,55 Prozent im Vorjahr jetzt noch 0,52 Pro¬
zent, also etwa ^ Prozent der Gesamtausgaben. Die
Beträge im einzelnen sind im Verhältnis zur Größe
der Rheinprovinz und im Verhältnis zu t>eu Aufgaben,
die gerade eine Provinzialverwaltung hier zu erfüllen
hätte, so geringfügig, baß man im Ernst von einer
weiteren Kürzung nicht mehr reden kann, wenn man
nicht überhaupt jede öffentliche Kulturpflege verneinen
will. Die größten Beträge entfallen aus die Denkmal-
Pflege. Es ist richtig, daß bei der heutige» öffentlichen
Finanznot solche Dinge, die nicht zur unbedingten
Fristung des täglichen Lebensunterhaltes dienen, mit
besonderer Sorgsalt geprüft werden müssen. Auf der
anderen Seite hat aber gerade hier die Provinzial¬
verwaltung auch die Aufgabe, auch in dieser Zeit,
wenn auch nicht mit großen materiellen Mitteln,
wenigstens den Gedanken einer gewissenKulturpslege,
den Gedanken der Erhaltung der heimischen Denkmäler
in Kunst uud Kultur in etwa durch die schlimmste Zeit
hindurch durchzuhalten, wo so viele öffentlicheStellen
von der Nut gezwungen auf diesem Gebiete völlig
versagen müssen. Dann kann man vielleicht hoffen,
wenn wenigstens der Gedankegerettet ist, t>aß in einer
besseren Zukunft vielleicht auch hier wieder größere
finanzielle Mittel aufgewendet werden können. So
ganz unwirtschaftlichist allerdings ein großer Teil der
Ausgaben hier auch nicht. Zu den Anziehungskräften
des für unsere rheinische Wirtschaft doch bedeutungs¬
vollen Fremdenverkehrs gehört auch ganz gewiß die
Schönheit unserer rheinischen Heimat und ihr Reich¬
tum a» Denkmälern aller Art. Und diesen Anziehungs¬
punkt wenigstens zur Not zu erhalte», ist eine Auf¬
gabe, die auch von wirtschaftlicher Bedeutung ist.

Damit »lochte ich den ordentlichen Haushaltsplan
verlassen und mich dem außerordentlichen Haushalts¬
plan zuwenden, dessen Bedürfnisse durch Anleihen ge¬
deckt werden sollen. Das ist die schwierigeFrage, die
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Zu entscheidenist. Ich habe gewiß volles Verständnis
dafür, daß angesichts der Höhe unserer Schulden, an¬
gesichts der sehr scharfen Kritik der gesamten Oeffent-
lichleit an den Schulden aller öffentlichen Verwaltungen
und ihren bringenden Mahnungen zur Abkehr von
dieser Anleihewirtschaft es auf den ersten Blick über¬
raschen oder befremden kann, wenn Provinzinlausschuß
und Landeshauptmann Ihnen die Aufnahme von zwei
weiteren Anleihen im Gesamtbeträge von 16,7 Mil¬
lionen und einschließlichdes Disagio von 18,2 Mil¬
lionen RM vorschlagen. Diese Frage ist daher auch
3« ganz besonders eingehender Erörterung im Pro¬
vinzinlausschuß gekommen. Um die Stellungnahme
des Provinzialausschusses zu begründen, muß ich auf
die bis jetzt bewilligten Anleihen, ihre Zwecke und ihre
Deckung eingehen. Auf Seite 9 des Vorberichtes er¬
sehen Sie, daß in der Zeit von 1926 bis 1930 nicht
weniger als rund 90 Millionen Anleihen vom Pro¬
vinziallaudtag beschlossen worden sind. Dazu werden
im jetzigen Provinziallaudtag weitere 18 Millioneu
beantragt, das würde 108 Millionen ausmachen. Auf
den ersten Blick muß man dabei mit Schrecken an die
rund 10 oder 11 Millionen für Verzinsung und Til¬
gung denken, die in der Gcsamthöhe der Provinzial-
umlage bedenklich nahekommen.Aber diese Invcrgleich-
setzung enthält einen Fehlschluß. Von den 108 Mil¬
lionen belasten volle 82 Millionen die Steuerkraft der
Provinz nicht, nämlich zunächst die 63 Millionen für
die besonderen Aufwendungen des Straßenbaues, die
aus der Kraftfahrzeugsteucr verzinst und getilgt wer¬
den, und die 19 Millionen, die zur Erhöhung des
Stammkapitals der Landesbank aufgenommen worden
sind nnd die sich aus den Erträgnissen der Landcsbank
verzinsen und tilgen sollen. Weitere 5^ Millionen
sind verwendet worden zum ertragbringenden Grund¬
erwerb, zum Bau von Häusern für Beamte und An¬
gestellte, zur Beteiligung bei der Wohnungsfürsorge-
gesellschllft,beim Rheinischen Heim nnd beim Rheinisch-
WestfälischenElektrizitätswerk sowie zur Bewilligung
von Darlehen an Beamte für den Wohnungsbau. Aus
den Zweckbestimmungen wird auch hier ein wesentlicher
Teil der Verzinsung aufgebracht. Es verbleiben noch
rnnd 20 Millionen, für die die Verzinsung und Tilgung
ganz aus allgemeinen Steucrmitteln zu decken ist, das
sind also rund 2 Millionen bei einem Steucrcingang,
ohne Kraftfahrzeugsteuer, von rund 33 Millionen NM.
In diesen 20 Millionen stecken 2 Millionen für Dis¬
agio; von den dann uoch übrigbleibenden 18Millionen
sind nur ruud 13 Millionen in der ganzen Zeit für
Zwecke des Hochbaues verwendet wordeu. Die Auf¬
wendungen hierfür, vor allem für die Schaffung neuer
Plätze iu unseren Provinzialanstaltcn, waren unver¬
meidlich. Ihre Aufbringung aus laufenden Mitteln
wäre nur möglich gewesen durch Erhöhung der Pro-
vinzialumlage. Da diese aber uuter allen Umständen
vermieden werden sollte und es sich hier auch um Auf¬
wendungen für dauernde Substauzvermehruug han¬
delte, blieb nur die Uebernahme dieser Beträge auf
Anleihe übrig. Aber Sie ersehen schon aus der ver¬
hältnismäßigen Geringfügigkeit des Gesamtbetrages
im Vergleich zu den Aufwendungen, die für solche
Zwecke vor allem in der Vorkriegszeit aus Anleihe- und
Etatsmitteln alljährlich gemacht wurden sind, die
gründliche Prüfung der Notwendigkeit im einzelnen
und die weitgehende Zurückhaltung.

Neben die Frage der Höhe der bisherigen Ver¬
schuldung tritt nun die weitere ebenfalls recht be¬
deutungsvolle Frage nach der Art der Verschuldung.
Das Erstrebenswerte uud in normalen Zeiten auch
allein Zulässige ist die Aufnahme der langfristigen
Tilgungsllnleihc, die den .Darlehnsnehmer mit be¬
stimmten Jahresbeiträgen belastet, auf die er sich ein¬
stellen kann uud die die Gefahr der plötzlichenIn¬
anspruchnahme für Rückzahlung großer Beträge, von
denen man nicht weiß, woher nehmen, ausschließt.
Leider ist aber die Aufnahme solcher Tilgungsanleihen
bei der Proviuzialverwaltung in der letzten Zeit ebenso
wie bei den anderen Kommunalverwaltungen nur in
beschränktem Umfange möglich gewesen, zumal auch die
Aufnahme ausländischer Anleihen für Zwecke des
Straßenbaues bis jetzt nicht gestattet wird. Die Folge
davon ist, daß «von den 75^ Millionen, die bisher auf
die bewilligten Anleihen verausgabt sind, nur31'/i Mil¬
lionen als langfristige Tilgungsanleihc, 15><! Mil¬
lionen auf 5 Jahre fest und der Rest kurzfristig auf¬
genommen worden ist. Es wäre weltfremd, wenn wir
die Augen verschlössen vor den großen Gefahren, die
in einer kurzfristigenVerschuldung liegen. (Zuruf des
Abgeordnete« Dr. Ich: Sie haben sie schon halb zu!)
Es bleibt aber nur eine Wahl, entweder Einstellung
aller außerordentlichen Ausgaben, insbesondere auch
auf dem Gebiete des Straßenbaues sowohl iu bezug
auf den Bau eigener Straßen wie auch in bezug auf
die Gewährung von Beihilfen an Kreise und Gemein¬
den und an den Ruhrsiedlungsuerband zum Straßen¬
bau, oder aber vorübergehend sich helfen mit kurz¬
fristigen, insbesondere mit mittelfristigen Anleihen,
worunter ich die mit drei- bis fünfjähriger Laufzeit
verstehe. Außerordentlich mißlich — das gebe ich zu —
ist das eine sowohl wie das andere, infolgedessen müssen
die Vor- und Nachteile gegeneinander abgewogenwer¬
den. Das erste, was allerdings aus dieser Sachlage
verlangt wird, ist auch hier wieder weitgehendste
Zurückhaltung und Bewilligung nur des Allernot-
weiidigstcn. Daß das in diesem Jahre geschehen ist,
das sehen Sie schon daran, daß für die eigentlichen
Zwecke der Provinzialverwaltung, worunter die
Straßeuverwaltung die Hauptrolle spielt, Ihuen nur
die Aufnahme einer Anleihe von 6 722 000 RM vor¬
geschlagen wird, denn die 10,9 Millionen für die
Landesbank sind anders zu beurteilen. Auch hier wird
ein Vergleich mit den Vorschlägen nnd Bewilligungen
der letzten Jahre Ihnen wieder die Zurückhaltung
zeigen, und wenn Sie die Vorschläge vergleichen mit
den vielfach doch ganz begründeten und notwendigen
Anträgen, die von den Anstalten und den Dezernenten
gestellt worden sind und die mindestens das Zehnfache
dieser Vorschläge bedeuteten, so würden Sie ersehen,
daß auch hier schon Landeshauptmann und Provinzial-
ausschuß in weitgehendem Maße von dem Rotstift
Gebrauch gemacht haben.

Nun die Beantwortung der Frage: Soll man nicht
darüber hinaus radikal jede aus Anleihemitteln zu
bewilligende Aufwendung der Provinz für Straßen¬
bau oder Hochbau ablehnen, solange nicht eine lang¬
fristige Anleihe möglich ist? (Zuruf eines national¬
sozialistischen Abgeordneten: Nun fangt Ihr auch noch
au, radikal zu werden! Heiterkeit.) Man neigt heute
leicht zum Radikalismus, nicht nur in der Politik,
sondern auch in der Verwaltung. Er ist aber verkehrt
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und hilft uns nicht weiter. Die Folge dioses Vor¬
gehens würde sein Ausschließung der Provinz als
Arbeitgeber auf den in Betracht kommendenGebieten
und Unterbindung der Straß'mbauuntcrnehmungen
der Kreise und Gemeinden, die vcn der Provinz unter¬
stützt werden sollen. Sind es auch nicht viele, so wird
dieses Vorgehen einige tausend, vielleicht auch 10 00N
Arbeitslose mehr bedeuten. So sehr es verkehrt wäre,
zu versuchen,etwa das Arbcitslosenprovlem mit Hilfe
solcher Notstandsarbeiten völlig lösen zu wollen, so ist
es aber auch verkehrt, daß die öffentliche Wirtschaft,
wenn sie irgend kann, hier die Hände in den Schoß
legt und völlig versagt. Die Entwicklung hat nun
einmal dazu geführt, daß die öffentlicheHand Arbeit¬
geber im allergrößten Maße vor allem auf den eben
genannten Gebieten geworden ist (Zuruf rechts:
Leider! Antwort des Abgeordneten Hoffmann: Nein,
sehr richtig!), und wenn allmählich die Wirtschaft an¬
gekurbelt werden soll, so muß auch diese Arveitgeber-
stellung der öffentlichenHand wieder, wenn auch viel¬
leicht in geringerem Maße als früher, in die Er¬
scheinungtreten, und wie diejenigen Privatbetriebe, die
in etwa dazu in der Lage sind, heute die heilige Pflicht
haben, zu versuchen, Arbeiter eiuzustelleu, so müssen
auch die öffentlichenVerwaltungen, die es noch in etwa
tonnen, heute ebenso Verfahren (Abgeordneter Kurth:
Sehr richtig!), selbstverständlich nur zur Durchführung
von Arbeiten mit einem wirtschaftlich vertretbaren
Zweck. Die Provinzialverwaltung ist aber durch die
glücklichen Unistände, die ich angeführt habe, noch dazu
in der Lage, wenigstens etwas auf diesem Gebiete leisten
zu können, und infolgedessendarf von ihr eine völlige
Abstinenzpolitik schon des guten Beispiels wegen nicht
getrieben werden. Wenigstens laugsam vorfühlend muß
sie versuchen, auf ihren Gebieten in etwa in Arbeit
zu bleiben und Arbeit zu gebe«.

Nun wird man einwenden die großen finanziellen
Gefahren, die darin bestehen, etwa eine mittelfristige
Anleihe aufzunehmen, die in drei oder fünf Jahren
unter allen Umständen fällig wird, also Zu einer Zeit,
deren Verhältnisse man heute noch nicht übersehen
kann. Dazu möchte ich sagen, wenn wir überhaupt
noch den Willen haben, weiter zu existieren, daun müssen
wir, wenn auch uicht «soviel Optimismus, so doch soviel
Zuversicht haben, daß der Provinzialverband der
Nheinprovinz in der Lage ist, uach 5 Jahren eine
Anleihe von 5 oder 10 Millionen, die er inzwischen
aufgenommen hat und auf,deren Fälligkeit er sich doch
auch hat einrichten tonnen, entweder zu konsolidieren
oder zu Prolongieren oder zurückznzahleu. (Zuruf des
Abgeordneten Mclsheimer: Das werden wir dann
schon regeln! Heiterkeit. Zuruf des Abgeordneten
Verlach: Mit Feder-Geld!) Nun hat der Provinzial-
nnsschuß aber doch auch noch den hier liegenden Be¬
denken in etwa Rechnung zu tragen gesucht. Er schlägt
Ihnen vor, nicht mehr wie früher eine allgemeine
Ermächtigung zur kurzfristigen Aufnahme der Anleihe
an die Verwaltung zu geben, sondern er behält sich vor,
nachdem der Landtag die allgemeine Zustimmung dazu
gegeben hat, die Beträge zu bestimmen,die kurzfristig
aufgenommen werden dürfen, und zwar unter jedes¬
maliger Festsetzungder Mindestlaufzeit. Auf derselben
Linie liegt es, wenn Ihnen vorgeschlagenwird, für die
im vorigen Landtag als langfristige Tilgungsanlcihc
bewilligten 5,5 Millionen NM für die außerordent¬

lichen Aufwendungen des Straßenbaues, wobei auch
die Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
ciue Rolle spielte, die Aufnahme von mittelfristigen An¬
leihen mit mindestens fünfjähriger Laufzeit zu ge¬
statten. Dagegen wird entsprechend dem Zweck von
1U,9 Millionen zur Erhöhung des Landesbankkapitals
vorgeschlagen,hierbei unter allen Umständen an der
langfristigen Tilgungsanlcihc festzuhalten. Daneben
besteht selbstverständlich das Genchmignngsrecht der
Staatsrcgierung für die Anleihe. Sie kennen die
neuen strengen Richtlinien für das Schuldenwosender
Gemeinden, die Grundsätze für die Tätigkeit der Kredit-
ausschüssc. Alle diese Instanzen müssen also auch noch
durchlaufen werden, ehe die Anleihen aufgenommen
werden tonnen und die ans ihnen durchzuführende»
Prosekte in die Hand genommen werden. Meine
Damen und Herren! Aus der Zusammenfassungdieser
Gründe: verhältnismäßige Geringfügigkeit des Be¬
trages, Kautelen durch Beschlußfassungdes Provinzial-
ausschusscs, Genehmigung der Kreditausschüsscund der
Staatsregicrung, Notwendigkeit zur Belebung der
Wirtschaft durch Gcwähruug von Arbeit etwas bei¬
zutragen, aus diesen Gründen glaube ich Sie dringend
bitten zu dürfen, auch dem außerordentlichen Haus¬
haltsplan und den vorgesehenen Anleihcdeckungs-
uovschlägen des Provinzialausfchusscs Ihre Zustim¬
mung zu geben.

Meine Damen und Herren! Wenn Sie nun den
Haushaltsplan verabschiedetund das Geld auf dem
Papier bewilligt haben, so beginnt für den Provinzial-
ausschuß und vor allem für die Provinzialverwaltung
im eugercn Sinne die Aufgabe, diesen Haushaltsplan
uud die Vorlagen zur Durchführung zu bringen. Auch
das spielt sich heute nicht mehr so verhältnismäßig
einfach und fast schematisch ab wie früher. Dafür sorgt
schon auf der einen Seite der weit größere Umfang der
Aufgaben und die weit zahlreicheren Ansprüche, die
gestellt werden, und auf der anderen Seite die Not¬
wendigkeit,mit geringeren Mitteln diese Ansprüche zu
befriedige». Mer das sind alles Schwierigkeiten, die
sich überwinden lassen und von einer Verwaltung über¬
wunden werden müssen. Aber daneben wird die an
sich schon so überaus schwierigeund verantwortungs¬
volle Arbeit der Kommunen und ihrer leitenden Be¬
amten heute leider noch in einer unerträglichen Weise
erschwert und auch behindert durch eine Atmosphäre
des Mißtrauens, durch eine Flut von unbegründeten
Angriffen und Beschuldigungen, die mit sachlicher
Kritik nicht das geringste zu tu» haben und die auch
in keiner Weise dazn geeignet sind, uus irgendwie eher
oder besser aus unserer Not herauszuführen. (Ab¬
geordneter Hoffmann: Sehr gnt!) Gs ist ber ständige
ncrvenaufrcibcude Kampf in der Drecklinic, wie ein
rheinischer Oberbürgermeister es kürzlich kennzeichnete,
und gerade hier an dieser Stelle, an der höchsten kom¬
munale» Körperschaft der Provinz, wo hauptamtliche
und ehrenamtlicheKommunaluertrcter und auch Ver¬
treter der Wirtschaft versammelt sind, muß Wohl
darüber einmal ein Wort gesagt werden, zumal selbst¬
verständlich auch die Rheinische Provinzialverwaltung
und ihr Leiter die Ehre hat, mit in dieser Drecklinie
zu stehen. Man tonnte diese Dinge ans sich beruhen
lassen, wenn sie nicht leider die Eigenschafthätten, daß
sie — sie mögen noch so unsinnig sein ^ von einem
großen Teile des Publikums bedingungslos geglaubt
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werden. (Sehr richtig! Abgeordneter Hoffmanu:
Leider!) Nicht um mich und meine Verwaltung zu
verteidigen, foudern als typisches Beispiel möchte ich
so einiges anführen, was Sie in einer gewissen Presse
in den letzten Monaten über die Provinzialverwal-
tung lesen konnten. (Zuruf des Abgeordneten Gör-
lmger: In was für einer Presse? Weiterer Zuruf:
Das ist,der Ley! Zuruf des Abgeordneten Hoffmanu:
Der persteht nur etwas von den chemischen Substanzen
des Schnapses!) Selbstverständlich ist es zuerst das
Gehalt des leitenden Beamten. (Abgeordneter I),'.
Ley macht erregte Zurufe. Zuruf des Abgeordneten
Hoffmann: Sie sind der Säufer!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Ley, ich bitte, die Unterbrechungen zu unterlassen,
(Zuruf des Abgeordneten 1),-. Ley: Bitte, sehen Sie
auch einmal nach der anderen Seite!) Herr Abge¬
ordneter Ley, ich rufe Sie zur Ordnung. (Zurnf des
Abgeordneten Dr. Ley: Rufen Sie bitte dann den
Herrn Abgeordneten Hoffmann auch zur Ordnung!)
Ich bitte Sie, zu schweigen. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Ley: Ich schweigen? Ich denke gar nicht daran.
Wir sind hier nicht in der Schule, sondern im Parla¬
ment! Ich bin in unerhörter Weise beleidigt worden!)

Ich rufe Sie zum zweiten Male zur Ordnung. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dr. Ley: Ich rede, was ich
denke. Wenn mich der Herr (weist auf Herru Abge¬
ordneten Hoffmann) in der unverschämtesten Weise
angreift, so ist das unerhört!)

Ich bitte den Herrn Landeshauptmann fort¬
zufahren.

Landeshauptmann Dr. Horion (fortfahrend): Da
dieses aber nach Beschluß des Provinzialausschusscs
und Provinziallandtag.es durchnus übereinstimmt mit
dem Gehalte der leitenden Konnnunalbemnteu der
gleich großen Stadtverwaltungen, so tonnte es als
Unterlage speziellerAngriffe nicht genügen. Infolge¬
dessen mußte es so etwa auf das Dreifache erhöht
werden durch die Behauptung, der Landeshauptmann
bezöge zu seinem Gehalt noch das Mehrfache, also
mindestens 70 00U RM an Tantieme von der Landcs-
bank und der Feuerversicherungsnnstnlt. Selbstver¬
ständlich restlos erfunden. (Abgeordneter Hoffmcmn:
Hört, hört!) Dazu soll er noch einen gangen Privat-
bedientenapparat auf Kosten der Provinzialverwal-
tung unterhalten; selbstverständlichvöllig erfunden.
(Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!) Er richtet sich
angeblich ein Dienstzimmer in dem Neubau zum
Preise von 36 000 RM ein. Selbstverständlich völlig
erfunden (Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!),
nicht ein Stuhl ist oder wird neubeschafft, da ich über¬
haupt nicht in den Neubau umziehe, sondern in
meinem bisherigen Zimmer bleibe. (Hört, hört!) Ich
soll kürzlich in Berlin den Vorschlag vertreten haben,
allen höheren Provinzialbeamten bis zu den Amt¬
männern herunter ganz bombastischeTitel zu ver¬
leihen, um ihnen uud damit natürlich auch dem
Landeshauptmann selbst höhere Gehälter zuzuschan¬
zen. Selbstverständlich ist nie irgendwo die Rede da¬
von gewesen. Eine ähnliche Besprechung hat über¬
haupt nicht stattgefunden. (Hört, hört! bei den Sozial¬
demokratin, Zuruf des Abgeordneten Dr. Ley: Welche
Zeitung ist das?) Aber die üble Ncamtenhetze muß
auch auf die übrige» Beamten ausgedehnt werden.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ley: Nennen Sie doch
die Zeitung bitte!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Ley, Sie haben nicht das Wort.

Landeshauptmann Dr. Horiou: Ich habe schon
erwähnt, welche unsinnigen Ziffern in bezug auf die
Beamtenvermehrung behauptet und vollständig aus
den Fingern gesogen werden. (Znruf des Abgeord¬
neten Dr. Ley: Aber Sie nennen die Zeitung nicht!)
Sämtliche Beamte der Provinzialvcrwnltung sollen
das Höchstgehaltihrer Gruppe beziehen. Tatsache ist,
daß noch nicht 40 Prozent das Höchstgehaltbeziehen.
Besonders wirksam ist «der Trick, Zahlen bis auf den
letzten Pfennig genau anzugeben und damit den Ein¬
druck des durchaus Uutcrrichtctseins zu erwecke», trotz¬
dem diese Zahle» vollständig erfunden sind. So wird
das Gehalt eines Beamten, auf den man es beson¬
ders abgesehen hat, ganz genau mit 13 516 RM an¬
gegeben und daran werden die üblichen Angriffe ge¬
knüpft, während in Wirklichkeitdas Gehalt des Be¬
treffenden 9900 RM beträgt. (Zuruf des Abgeordneten
Haake: Welche Zeitung schreibt denn so etwns? Zuruf
des Abgeordneten Dr. Ley: Nennen Sie doch die
Zeitung!) Ein Beamter bei der Landesversicherungs-
anstalt mit 15 000 RM Gehalt soll 1000 RM Unter¬
stützung bekommen haben. Der Fall ist vollständig
nnbekannt. (Zuruf des Abgeordneten D>'. Ley: Das
schreibt sicher ein Zentrumsblatt! Zuruf des Abgeord-
ordneten Haake: Die „KölnischeVolkszeitung"! Zuruf
eines kommunistischen Abgeordneten: „Der West¬
deutsche Beobachter"!) Daß jeder Landesrat im Neu¬
bau auch ein neues Dienstzimmer zum Preise vou
6000 RM bekommen soll, ist selbstverständlich. In
Wirklichkeitist der Höchstbctrag für eine der wenigen
Zimmereinrichtungen, die überhaupt angeschafft wor¬
den find, 1599 RM. (Abgeordneter Hoffmann: Hört,
hört!) Und nun das stärksteStück! Der Lprozentige
Gehaltsabzug, der von Staat und Reich vorgeschrieben
ist, sei dadurch bei der Provinz illusorisch gemacht
worden, daß man in diesem Jahre den Beamten der
großen Anstalten — in einen: späteren Artikel hieß
es aber den sämtlichen Beamten — ein 13. Monats¬
gehalt dazu gegeben habe. (Hört, hört!) Was ist
daran? Die Beamten der Landesbank und der
Prouinzialfeuerversicherungsanstlllt — nur diese, weil
bei diesen Instituten von einer prillatwirtschaftlichen
Umstellung ausgegangen wurde — haben schon seit
zehn Jahren als Weihnachtsgratifikation, beruhend
auf Beschluß des Provinziallandtages, des Provinzial-
ausschusses nud des Verwaltungsrates der Landcsbank
ungefähr ein Monatsgehalt erhalten. Eine solche
Gratifikation ist bei allen öffentliche» Ba»ke» üblich,
Wie mir kürzlich »och der zur Revision der Landes¬
bank entsandte Vertreter des Ministeriums des
Innern erklärte. Im übrigen ist sie aber auch uoch
in diesem Jahre mit Rücksicht auf die sonstigeGehalts-
scntung um 10 Prozeut gekürzt worde». Diese niemals
in irgendeiner Weise geheimgehaltene Tatsache, die
sich, wie nochmals bemerkt, nur auf Landesbank und
Feuerversicherung bezieht, wird dann in der gekenn¬
zeichneten Weise als eine unerhörte Sabotage des
Svrozentigcn Gehaltsabzuges dargestellt. (Zuruf des
Abgeordneten Haake: Das hat der „Lokalanzeiger"
geschrieben! Abgeordneter Dr. Ley: Sehr richtig!)
Ich will allerdings hinzufügen, daß die Nachricht, nach-
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dem sie eine Zeitlang ihre Wirkung getan hatte, in
einem späteren Artikel teilweise richtiggestellt wurde.
(Zuruf des Abgeordneten Haake: Also ist es doch der
„Loklllanzeiger"! Glocke des Vorsitzenden.) Noch ein
interessantes Beispiel, wie weitergehetzt wird: Selbst¬
verständlich mästen sich die Beamten auf Kosten der
Aermsten der Armen, und zwar gerade der Blinden,
indem die im Haushaltsplan stehenden Mittel für
Verpflegung und Unterricht der Blinden um
32 000 RM beschnitten worden sind, um die Beamten
höher dotieren zu können. Der Verfasser hat den
Haushaltsplan 1930 vorliegen gehabt und darin tat¬
sächlich richtig gesehen, daß der Gesamtbetrag bei Ver¬
pflegung und Sonderunterricht der Blinden im
Jahre 1930 33 000 NM geringer ist als 1929. Ein
Blick in die Einzelkosten, wenn er sich überhaupt hätte
unterrichten wollen, hätte ihm sofort den Grund ge¬
zeigt, daß nämlich im Jahre 1929 unter diesem Kapitel
eingesetztwar ein Sonderbetrag von 36 000 RM für
die Ausstattung des neuen Unterrichtsgebäudes der
Blindenanstalt Düren mit Musikinstrumenten und
vor allem für die Beschaffung der neuen Orgel für
den Festsaal. Selbstverständlich mußten im andern
Jahre diese 36 000 RM wegfallen. Daraus ergibt sich,
daß die Kosten für Verpflegung sogar noch um
3000 RM höher sind, als sie im Jahre vorher waren.
Die Hetze hat aber ihre Wirkung getan! So könnte
ich sämtliche in diesen Artikeln aufgestellte Behaup¬
tungen zerpflückenund auf ihren wahren Wert oder
Unwert zurückführen. (Zuruf des Abgeordneten
Hanke: Ach, diese Zentrumsblätter!) Sich in der be¬
treffenden Presse selbst auf eine Auseinandersetzung
einzulassen, ist, wie alle Erfahrung zeigt, völlig zweck¬
los, und ich werde das auch auf die weiteren Angriffe,
die ganz gewiß kommen werden, ebensowenig tun wie
bisher. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh: Welche
Zeitung ist das denn?) Ich habe damit auch allen,
die den Kommunalverwaltungen nahestehen, und be¬
sonders den anwesenden Herreil Oberbürgermeistern
nichts Neues gesagt, sie sind alle in der gleichen,viel¬
fach in noch schlimmererLage. Bedauerlich wäre nur,
wenu die sachliche Arbeit zum Wiederaufbau unserer
Kommunen durch diese Dinge leiden würde, und noch
bedauerlicher wäre es, wenn diese Hetze, die auch, das
werden meine Herren Kollegen von den Großstädten
bestätigen, in der Regel noch begleitet ist von ano¬
nymen Schreiben der unflätigsten Art (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Leh: Wie heißt denn die Zeitung?
Zuruf des Abgeordneten Pikard: „WestdeutscherBe¬
obachter!), wenn diese Hetze den Erfolg haben würde,
daß dem einen oder anderen leitenden Beamten die
Nerven versagen und er zur Strecke gebracht würde.
Jedenfalls ,darf ich von mir versichern, daß das bei
mir nicht der Fall sein wird.

Meine Damen und Herren! Ich habe bei diesen
Ausführungen durchaus nicht im Auge, die sachliche,
wenn auch manchmal über das Ziel hinausschießende
Kritik, die von den drei großen Anklägern der Kom¬
munalverwaltungen: Reich, Staat und Privatwirt¬
schaft heute vor allem wegen der Wirtschaft der Kom¬
munen in den Jahren 1926 bis 1929 erhoben wird,
obwohl auch hier die Richter selbst sich fragen müssen,
ob sie damals die wirtschaftliche Lage nicht ebenso
irrtümlich beurteilt haben (Abgeordneter Verlach:
Sehr richtig!) und aus dieser Beurteilung heraus viel¬

fach zu denselben großen, auch finanziellen Fehlgriffen
gekommen sind. (Abgeordneter Hoffmann: Sehr
richtig!) Aber eine solche sachliche Kritik ist frucht¬
bar, sie schärft das Gewissen der Verwaltung, sie ver¬
meidet Wiederholung von Fehlern und dient so dem
großen Ganzen. Ich kann nur hoffen, daß sie im
Provinzillllandtag und in den Fachausschüssen in
reichemMaße zum Ausdruck kommt. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hanke: Deutschland erwache! Das will ein
Landeshauptmann sein, nicht einmal die Gefreiten-
knöppe hat er verdient!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Hnake, ich rufe Sie zur Ordnung!

Landeshauptmann lli-. Horion: Immerhin bitte
ich zu bedenken, daß, wenn eine solche Kritik sich in an
sich berechtigte kritisierbare Ginzelfälle verliert, da die
Gefahr unzulässiger Verallgemeinerungen sehr nahe
liegt. Bei einer Grüße der Verwaltung wie die
Rheinische Provinzialverwaltung gehen die Einzel¬
entscheidungen,die alljährlich im Namen des Landes¬
hauptmanns hier an der Zentralstelle, an den großen
Düsseldorfer Zentralanstalten und an den 38 ein¬
zelnen Anstalten der Provinz getroffen werden, sicher¬
lich an die Million, und die Zahlungsanweisungen
betragen mehrere hunderttausend im Jahre. Es ist
kein Zweifel, und ich gebe tms von vornherein zu,
daß sich hierbei alljährlich eine ganze Anzahl Fälle er¬
geben, von denen man nachträglich sagen kann, daß sie
verkehrt behandelt worden sind. Die Rechnungs¬
revision weist ja auch alljährlich zahlreiche solcher
Ginzelfälle auf. Für das Ganze beweisen sie eben¬
sowenig, wie die bedauerlichen Fälle von Unter¬
schlagungen, die wir in den letzten Jahren bei der
Provinzialverwaltung erlebt haben, irgend etwas für
den Geist der gesamten Beamtenschaft zu bedeuten
haben.

Meine Damen und Herren! Ich habe geglaubt,
meine letzten Ausführungen im Namen aller Selbst¬
verwaltungskörperschaften der Provinz machen zu
dürfe». Ich glaube, ich durfte das Wohl vor allem
auch deshalb, weil man heute mit Recht ganz allgemein
von einer Krisis der Selbstverwaltung spricht. Das,
was die Selbstverwaltung kennzeichnetund ihr allein
Berechtigung gibt, das ist das verantwortungsbewußte
Zusammenarbeiten zwischen Beamten, die wiederum
von dem betreffenden Selbstverwaltungskörper aus¬
gewählt und bestellt sind, und ehrenamtlichen Kräften;
das droht tatsächlich — wir können uns das nicht ver¬
heimlichen — in die Brüche zu gehen, und an die
Stelle eines vertrauensvollen Zusammcnarbeitens
droht ein völliges Gegeneinanderarbeiten zu treten.
Und sobald das der Fall ist, sind, wie die Erfahrung
zeigt, mit Hilfe der Selbstverwaltung so große und
komplizierte Verwaltungsgebilde, wie es inzwischen
unsere große». Kommunen und die Provinzialver¬
waltung geworden sind, nicht mehr zu regieren. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Nohl: Deshalb erklären Sie den
Faschismus!) Auf der anderen Seite ist die Mit¬
arbeit der Bevölkerung an den Geschickenihrer
engeren und weiteren Heimat etwas so Natürliches
uud Gegebenes, daß sie durch keine andere Verwal¬
tungsform jemals ersetzt werden kann. Die Folge
eines Versagens der Selbstverwaltung wird daher
nicht bürokratische Staatsverwaltung, sondern nur
eine immer schlechtere Selbstverwaltung mit all ihren
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